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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/8445 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Fracht-, Speditions-  
und Lagerrechts 
(Transportrechtsreformgesetz - TRG) 

A. Problem 

Das Transportprivatrecht ist bislang nicht an die bereits am 1. Ja-
nuar 1994 erfolgte Liberalisierung und Umstrukturierung des Gü-
terkraftverkehrs angepaßt worden. Eine Anpassung ist auch an 
die zum 1. Juli 1998 geplante Änderung des Ordnungsrahmens 
im nationalen Güterkraftverkehr aufgrund der Verordnung 
(EWG) Nr. 3118/93 angezeigt. Im Interesse größerer Rechtssicher-
heit und zur Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen der 
verschiedenen Verkehrsträger können die Teiltransportrechte da-
bei vereinheitlicht, bereinigt und modernisiert werden. 

B. Lösung 

Das Frachtrecht wird - in enger Anlehnung an das Übereinkom-
men vom 19. Mai 1956 über den Beförderungsvertrag im interna-
tionalen Straßengüterverkehr (CMR) - umfassend und einheitlich 
für die Verkehrsträger Straße, Schiene, Binnenschiffahrt und - ab-
weichend vom Entwurf - Luftbeförderung im Handelsgesetzbuch 
neu geregelt. Moderne Handelspraktiken wie der multimodale 
Transport  werden dabei berücksichtigt. Sonderregelungen für 
einzelne Verkehrsträger und Transportarten werden aufgehoben. 
Der Umzugsvertrag wird im Handelsgesetzbuch verankert. Das 
Speditionsrecht wird enger mit dem Frachtrecht verzahnt. Das 
Lagerrecht bleibt im wesentlichen unverände rt ; die Haftung des 
Lagerhalters wird jedoch abweichend vom Gesetzentwurf wie die 
des Frachtführers und Spediteurs ausgestaltet. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/8445 - in der aus der anlie-
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 4. März 1998 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann 

Vorsitzender 

Dr. Wolfgang Götzer 

Berichterstatter 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 

Berichterstatter 

Dr. Eckhart Pick 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Fracht-, Speditions- und Lagerrechts 
(Transportrechtsreformgesetz - TRG) 
- Drucksache 13/8445 - 
mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Fracht-, Speditions- und Lagerrechts 
(Transportrechtsreformgesetz - TRG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In § 363 Abs. 2 werden die Wörter „der staatlich 
zur Ausstellung solcher Urkunden ermächtigten 
Anstalten" gestrichen. 

2. § 366 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das gesetzliche Pfandrecht des Kommis-
sionärs, des Frachtführers, des Spediteurs und des 
Lagerhalters steht hinsichtlich des Schutzes des 
guten Glaubens einem gemäß Absatz 1 durch Ver-
trag erworbenen Pfandrecht gleich, das gesetz-
liche Pfandrecht des Frachtführers, des Spediteurs 
und des Lagerhalters an Gut, das nicht Gegen-
stand des Vertrages ist, aus dem die durch das 
Pfandrecht zu sichernde Forderung herrührt, je-
doch nur insoweit, als der gute Glaube des Erwer-
bers das Eigentum des Vertragspartners betrifft." 

3. Der Vierte bis Siebente Abschnitt des Vierten Bu-
ches werden wie folgt gefaßt: 

„VIERTER ABSCHNITT 

Frachtgeschäft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 407 

Frachtvertrag 

(1) Durch den Frachtvertrag wird der Frachtfüh-
rer verpflichtet, das Gut zum Bestimmungsort zu 
befördern und do rt  an den Empfänger abzuliefern. 

(2) Der Absender wird verpflichtet, die verein-
barte Fracht zu zahlen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Fracht-, Speditions- und Lagerrechts 
(Transportrechtsreformgesetz - TRG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Der Vierte bis Siebente Abschnitt des Vierten Bu-
ches werden wie folgt gefaßt: 

„VIERTER ABSCHNITT 

Frachtgeschäft 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 407 

Frachtvertrag 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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(3) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gel-
ten, wenn 

1. das Gut zu Lande oder auf Binnengewässern 
befördert werden soll und 

2. die Beförderung zum Bet rieb eines gewerb-
lichen Unternehmens gehört. 

Erfordert das Unternehmen nach A rt  oder Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unter-
nehmens auch nicht nach § 2 in das Handels-
register eingetragen, so sind in Ansehung des 
Frachtgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des 
Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 
anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 
bis 350. 

§ 408 

Frachtbrief 

(1) Der Frachtführer kann die Ausstellung eines 
Frachtbriefs verlangen, der folgende Angaben ent-
hält: 

1. Ort und Tag der Ausstellung; 

2. Name und Anschrift des Absenders; 

3. Name und Anschrift des Frachtführers; 

4. Stelle und Tag der Übernahme des Gutes 
sowie die für die Ablieferung vorgesehene 
Stelle; 

5. Name und Anschrift des Empfängers und eine 
etwaige Meldeadresse; 

6. die übliche Bezeichnung der A rt  des Gutes 
und die Art  der Verpackung, bei gefährlichen 
Gütern ihre nach den Gefahrgutvorschriften 
vorgesehene, sonst ihre allgemein anerkannte 
Bezeichnung; 

7. Anzahl, Zeichen und Nummern der Fracht-
stücke; 

8. das Rohgewicht oder die anders angegebene 
Menge des Gutes; 

9. die vereinbarte Fracht und die bis zur Abliefe-
rung anfallenden Kosten sowie einen Vermerk 
über die Frachtzahlung; 

10. den Betrag einer bei der Ablieferung des 
Gutes einzuziehenden Nachnahme; 

11. Weisungen für die Zoll- und sonstige amtliche 
Behandlung des Gutes; 

12. eine Vereinbarung über die Beförderung in 
offenem, nicht mit Planen gedecktem Fahr-
zeug oder auf Deck. 

In den Frachtbrief können weitere Angaben ein-
getragen werden, die die Parteien für zweckmäßig 
halten. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gel-
ten, wenn 

1. das Gut zu Lande, auf Binnengewässern oder 
mit Luftfahrzeugen befördert werden soll und 

2. unverändert 

Erfordert das Unternehmen nach A rt  oder Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unter-
nehmens auch nicht nach § 2 in das Handels-
register eingetragen, so sind in Ansehung des 
Frachtgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des 
Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 
anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 
bis 350. 

§ 408 

Frachtbrief 

(1) Der Frachtführer kann die Ausstellung eines 
Frachtbriefs mit folgenden Angaben verlangen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

In den Frachtbrief können weitere Angaben ein-
getragen werden, die die Parteien für zweckmäßig 
halten. 
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(2) Der Frachtbrief wird in drei Originalausferti-
gungen ausgestellt, die vom Absender unterzeich-
net werden. Der Absender kann verlangen, daß 
auch der Frachtführer den Frachtbrief unterzeich-
net. Nachbildungen der eigenhändigen Unter-
schriften durch Druck oder Stempel genügen. Eine 
Ausfertigung ist für den Absender bestimmt, eine 
begleitet das Gut, eine behält der Frachtführer. 

§ 409 

Beweiskraft des Frachtbriefs 

(1) Der von beiden Parteien unterzeichnete 
Frachtbrief dient bis zum Beweis des Gegenteils 
als Nachweis für Abschluß und Inhalt des Fracht-
vertrages sowie für die Übernahme des Gutes 
durch den Frachtführer. 

(2) Der von beiden Parteien unterzeichnete 
Frachtbrief begründet ferner die Vermutung, daß 
das Gut und seine Verpackung bei der Übernahme 
durch den Frachtführer in äußerlich gutem Zustand 
waren und daß die Anzahl der Frachtstücke und 
ihre Zeichen und Nummern mit den Angaben im 
Frachtbrief übereinstimmen. Der Frachtbrief be-
gründet diese Vermutung jedoch nicht, wenn der 
Frachtführer einen begründeten Vorbehalt in den 
Frachtbrief eingetragen hat; der Vorbehalt kann 
auch damit begründet werden, daß dem Frachtfüh-
rer keine angemessenen Mittel zur Verfügung stan-
den, die Richtigkeit der Angaben zu überprüfen. 

(3) Ist das Rohgewicht oder die anders angege-
bene Menge des Gutes oder der Inhalt der Fracht-
stücke vom Frachtführer überprüft und das Ergeb-
nis der Überprüfung in den von beiden Parteien 
unterzeichneten Frachtbrief eingetragen worden, 
so begründet dieser auch die Vermutung, daß Ge-
wicht, Menge oder Inhalt mit den Angaben im 
Frachtbrief übereinstimmt. Der Frachtführer ist 
verpflichtet, Gewicht, Menge oder Inhalt zu über-
prüfen, wenn der Absender dies verlangt und dem 
Frachtführer angemessene Mittel zur Überprüfung 
zur Verfügung stehen; der Frachtführer hat An-
spruch auf Ersatz seiner Aufwendungen für die 
Überprüfung. 

§ 410 

Gefährliches Gut 

(1) Soll gefährliches Gut befördert werden, so 
hat der Absender dem Frachtführer rechtzeitig 
schriftlich oder in sonst lesbarer Form die genaue 
Art  der Gefahr und, soweit erforderlich, zu ergrei-
fende Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. 

(2) Der Frachtführer kann, sofern ihm nicht bei 
Übernahme des Gutes die Art  der Gefahr bekannt 
war oder jedenfalls mitgeteilt worden ist, 

1. gefährliches Gut ausladen, einlagern, zurück-
befördern oder, soweit erforderlich, vernichten 
oder unschädlich machen, ohne dem Absender 
deshalb ersatzpflichtig zu werden, und 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

§ 409 

unverändert 

§ 410 

unverändert 
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2. vom Absender wegen dieser Maßnahmen Er-
satz der erforderlichen Aufwendungen verlan-
gen. 

§ 411 

Verpackung. Kennzeichnung 

Der Absender hat das Gut, soweit dessen Natur 
unter Berücksichtigung der vereinbarten Beförde-
rung eine Verpackung erfordert, so zu verpacken, 
daß es vor Verlust und Beschädigung geschützt ist 
und daß auch dem Frachtführer keine Schäden 
entstehen. Der Absender hat das Gut ferner, so-
weit dessen vertragsgemäße Behandlung dies er-
fordert, zu kennzeichnen. 

§ 412 

Verladen und Entladen 

(1) Soweit sich aus den Umständen oder der Ver-
kehrssitte nicht etwas anderes ergibt, hat der Ab-
sender das Gut beförderungssicher zu laden und 
zu stauen (verladen) sowie zu entladen. Der 
Frachtführer ist verpflichtet, die Betriebssicherheit 
der Verladung sicherzustellen. 

(2) Für das Verladen und das Entladen steht eine 
angemessene Zeit (Ladezeit, Entladezeit) zur Ver-
fügung. Für diese Zeit kann keine besondere Ver-
gütung verlangt werden. 

(3) Wartet der Frachtführer auf Grund vertrag-
licher Vereinbarung oder aus Gründen, die nicht 
seinem Risikobereich zuzurechnen sind, über 
die Lade- oder Entladezeit hinaus, so hat er An-
spruch auf eine angemessene Vergütung (Stand-
geld). 

(4) Das Bundesministerium der Justiz wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Verkehr durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für 
die Binnenschiffahrt unter Berücksichtigung der 
Art  der zur Beförderung bestimmten Fahrzeuge, 
der Art  und Menge der umzuschlagenden Güter, 
der beim Güterumschlag zur Verfügung stehen-
den technischen Mittel und der Erfordernisse 
eines beschleunigten Verkehrsablaufs die Voraus-
setzungen für den Beginn der Lade- und Entlade-
zeit, deren Dauer sowie die Höhe des Standgeldes 
zu bestimmen. 

§ 413 

Begleitpapiere 

(1) Der Absender hat dem Frachtführer Urkun-
den zur Verfügung zu stellen und Auskünfte zu er-
teilen, die für eine amtliche Behandlung, insbe-
sondere eine Zollabfertigung, vor der Ablieferung 
des Gutes erforderlich sind. 

(2) Der Frachtführer ist für den Schaden verant-
wortlich, der durch Verlust oder Beschädigung der 
ihm übergebenen Urkunden oder durch deren un-
richtige Verwendung verursacht worden ist, es sei 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 411 

unverändert  

§ 412 

Verladen und Entladen 

(1) Soweit sich aus den Umständen oder der Ver-
kehrssitte nicht etwas anderes ergibt, hat der Ab-
sender das Gut beförderungssicher zu laden, zu 
stauen und zu befestigen (verladen) sowie zu ent-
laden. Der Frachtführer hat für die betriebssichere 
Verladung zu sorgen. 

(2) Für die Lade- und Entladezeit, die sich man-
gels abweichender Vereinbarung nach einer den 
Umständen des Falles angemessenen Frist be-
mißt, kann keine besondere Vergütung verlangt 
werden. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 413 

unverändert 
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denn, daß der Verlust, die Beschädigung oder die 
unrichtige Verwendung auf Umständen beruht, 
die der Frachtführer nicht vermeiden und deren 
Folgen er nicht abwenden konnte. Seine Haftung 
ist jedoch auf den Betrag begrenzt, der bei Verlust 
des Gutes zu zahlen wäre. 

§ 414 

Verschuldensunabhängige Haftung 
des Absenders in besonderen Fällen 

(1) Der Absender hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Frachtführer Schäden und 
Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht wer-
den durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung durch den Absender, 

2. unrichtige oder in sich unvollständige Angaben 
im Frachtbrief, 

3. Unterlassen der Mitteilung nach § 410 Abs. 1 
oder 

4. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit 
der in § 413 Abs. 1 genannten Urkunden oder 
Auskünfte. 

(2) Hat bei der Verursachung der Schäden oder 
Aufwendungen ein Verhalten des Frachtführers 
mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum Er-
satz sowie der Umfang des zu leistenden Ersatzes 
davon ab, inwieweit dieses Verhalten zu den Schä-
den und Aufwendungen beigetragen hat. 

§ 415 

Kündigung durch den Absender 

(1) Der Absender kann den Frachtvertrag jeder-
zeit kündigen. 

(2) Kündigt der Absender, so kann der Fracht-
führer entweder 

1. die vereinbarte Fracht, das etwaige Standgeld 
sowie zu ersetzende Aufwendungen oder, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 414 

Verschuldensunabhängige Haftung 
des Absenders in besonderen Fällen 

(1) Der Absender hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Frachtführer Schäden und 
Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht wer-
den durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung, 

2. Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der in 
den Frachtbrief aufgenommenen Angaben, 

3. Unterlassen der Mitteilung über die Gefähr-
lichkeit des Gutes oder 

4. unverändert 

Für Schäden hat der Absender jedoch nur bis zu 
einem Betrag von 8,33 Rechnungseinheiten für je-
des Kilogramm des Rohgewichts der Sendung Er-
satz zu leisten; § 431 Abs. 4 und die §§ 434 bis 436 
sind entsprechend anzuwenden. 

(2) unverändert 

(3) Ist der Absender ein Verbraucher, so hat er 
dem Frachtführer ,Schäden und Aufwendungen 
nach den Absätzen 1 und 2 nur zu ersetzen, so-
weit ihn ein Verschulden trifft. 

(4) Verbraucher ist eine natürliche Person, die 
den Vertrag zu einem Zweck abschließt, der we-
der ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann. 

§ 415 

Kündigung durch den Absender 

(1) unverändert 

(2) Kündigt der Absender, so kann der Fracht-
führer entweder 

1. die vereinbarte Fracht, das etwaige Standgeld 
sowie zu ersetzende Aufwendungen unter An-
rechnung dessen, was er infolge der Aufhe-
bung des Vertrages an  Aufwendungen erspart 
oder anderweitig erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt, oder 
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2. sofern die Kündigung nicht auf Gründen be-
ruht, die dem Risikobereich des Frachtführers 
zuzurechnen sind, ein Drittel der vereinbarten 
Fracht (Fautfracht) 

verlangen. Macht der Frachtführer von seinem 
Recht nach Satz 1 Nr. 1 Gebrauch, so muß er sich 
dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der 
Aufhebung des Vertrages an Aufwendungen er-
spart oder anderweitig erwirbt oder zu erwerben 
böswillig unterläßt. 

(3) Wurde vor der Kündigung bereits Gut verla-
den, so hat der Absender dieses unverzüglich zu 
entladen. Kommt er seiner Verpflichtung nicht 
nach, so kann der Frachtführer Maßnahmen ent-
sprechend § 419 Abs. 3 Satz 2 bis 4 ergreifen und 
Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen 
verlangen. Beruht die Kündigung auf Gründen, 
die dem Risikobereich des Frachtführers zuzu-
rechnen sind, so ist abweichend von den Sätzen 1 
und 2 der Frachtführer verpflichtet, das Gut, das 
bereits verladen wurde, auf eigene Kosten zu ent-
laden. 

§ 416 

Anspruch auf Teilbeförderung 

Wird nur ein Teil der vereinbarten Ladung verla-
den, so kann der Absender jederzeit verlangen, 
daß der Frachtführer mit der Beförderung der 
unvollständigen Ladung beginnt. In diesem Fall 
gebührt dem Frachtführer die volle Fracht, das et-
waige Standgeld sowie Ersatz der Aufwendungen, 
die ihm infolge der Unvollständigkeit der Ladung 
entstehen; von der vollen Fracht kommt jedoch die 
Fracht für dasjenige Gut in Abzug, welches der 
Frachtführer mit demselben Beförderungsmittel 
anstelle des nicht verladenen Gutes befördert. Der 
Frachtführer ist außerdem berechtigt, soweit ihm 
durch die Unvollständigkeit der Ladung die 
Sicherheit für die volle Fracht entgeht, die Bestel-
lung einer anderweitigen Sicherheit zu fordern. 
Beruht die Unvollständigkeit der Verladung auf 
Gründen, die dem Risikobereich des Frachtführers 
zuzurechnen sind, so steht diesem der Anspruch 
nach den Sätzen 2 und 3 nur insoweit zu, als tat- 
sächlich Ladung befördert wird. 

§ 417 

Rechte des Frachtführers 
bei Nichteinhaltung der Ladezeit 

(1) Verlädt der Absender das Gut nicht inner-
halb der Ladezeit oder stellt er, wenn er zur Verla-
dung nicht verpflichtet ist, das Gut nicht innerhalb 
der Ladezeit zur Verfügung, so kann ihm der 
Frachtführer eine angemessene Frist mit der Er-
klärung setzen, daß er nicht länger warten werde, 
wenn das Gut nicht bis zum Ablauf dieser Frist 
verladen oder zur Verfügung gestellt werde. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. ein Drittel der vereinbarten Fracht (Fautfracht) 

verlangen. Beruht die Kündigung auf Gründen, 
die dem Risikobereich des Frachtführers zuzu-
rechnen sind, so entfällt der Anspruch auf Faut-
fracht nach Satz 1 Nr. 2; in diesem Falle entfällt 
auch der Anspruch nach Satz 1 Nr. 1, soweit die 
Beförderung für den Absender nicht von Inter-
esse ist. 

(3) Wurde vor der Kündigung bereits Gut verla-
den, so kann der Frachtführer auf Kosten des Ab-
senders Maßnahmen entsprechend § 419 Abs. 3 
Satz 2 bis 4 ergreifen oder vom Absender verlan-
gen, daß dieser das Gut unverzüglich entlädt. Der 
Frachtführer braucht das Entladen des Gutes nur 
zu dulden, soweit dies ohne Nachteile für seinen 
Betrieb und ohne Schäden für die Absender oder 
Empfänger anderer Sendungen möglich ist. Be-
ruht die Kündigung auf Gründen, die dem Risiko-
bereich des Frachtführers zuzurechnen sind, so  ist 
abweichend von den Sätzen 1 und 2 der Fracht-
führer, das Gut, das bereits verladen wurde, un-
verzüglich auf eigene Kosten zu entladen. 

§ 416 

unverändert 

§ 417 

unverändert 
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(2) Wird bis zum Ablauf der nach Absatz 1 ge-
setzten Frist keine Ladung verladen oder zur 
Verfügung gestellt, so kann der Frachtführer den 
Vertrag kündigen und die Ansprüche nach § 415 
Abs. 2 geltend machen. 

(3) Wird bis zum Ablauf der nach Absatz 1 ge-
setzten Frist nur ein Teil der vereinbarten Ladung 
verladen oder zur Verfügung gestellt, so kann der 
Frachtführer mit der Beförderung der unvollstän-
digen Ladung beginnen und die Ansprüche nach 
§ 416 Satz 2 und 3 geltend machen. 

(4) Dem Frachtführer stehen die Rechte nicht zu, 
wenn die Nichteinhaltung der Ladezeit auf Grün-
den beruht, die seinem Risikobereich zuzurechnen 
sind. 

§ 418 

Nachträgliche Weisungen 

(1) Der Absender ist berechtigt, über das Gut zu 
verfügen. Er kann insbesondere verlangen, daß 
der Frachtführer das Gut nicht weiterbeförde rt 

 oder es an einem anderen Bestimmungsort, an 
einer anderen Ablieferungsstelle oder an einen 
anderen Empfänger abliefert. Der Frachtführer ist 
nur insoweit zur Befolgung solcher Weisungen 
verpflichtet, als deren Ausführung weder Nach-
teile für den Betrieb seines Unternehmens noch 
Schäden für die Absender oder Empfänger ande-
rer Sendungen mit sich zu bringen droht. Er kann 
vom Absender Ersatz seiner durch die Ausführung 
der Weisung entstehenden Aufwendungen sowie 
eine angemessene Vergütung verlangen; der 
Frachtführer kann die Befolgung der Weisung von 
einem Vorschuß abhängig machen. 

(2) Das Verfügungsrecht des Absenders erlischt 
nach Ankunft des Gutes an der Ablieferungsstelle. 
Von diesem Zeitpunkt an steht das Verfügungs-
recht nach Absatz 1 dem Empfänger zu. Macht 
der Empfänger von diesem Recht Gebrauch, so 
hat er dem Frachtführer die entstehenden Mehr-
aufwendungen zu ersetzen sowie eine angemes-
sene Vergütung zu zahlen; der Frachtführer kann 
die Befolgung der Weisung von einem Vorschuß 
abhängig machen. 

(3) Hat der Empfänger in Ausübung seines Ver-
fügungsrechts die Ablieferung des Gutes an einen 
Dritten angeordnet, so ist dieser nicht berechtigt, 
seinerseits einen anderen Empfänger zu bestim-
men. 

(4) Ist ein Frachtbrief ausgestellt und von beiden 
Parteien unterzeichnet worden, so kann der Ab-
sender sein Verfügungsrecht nur gegen Vorlage 
der Absenderausfertigung des Frachtbriefs aus-
üben, sofern dies im Frachtbrief vorgeschrieben 
ist. 

(5) Beabsichtigt der Frachtführer, eine ihm er-
teilte Weisung nicht zu befolgen, so hat er denjeni-
gen, der die Weisung gegeben hat, unverzüglich 
zu benachrichtigen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 418 

unverändert 
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(6) Ist die Ausübung des Verfügungsrechts von 
der Vorlage des Frachtbriefs abhängig gemacht 
worden und führt der Frachtführer eine Weisung 
aus, ohne sich die Absenderausfertigung des 
Frachtbriefs vorlegen zu lassen, so haftet er dem 
Berechtigten für den daraus entstehenden Scha-
den. Die Vorschriften über die Beschränkung der 
Haftung finden keine Anwendung. 

§ 419 

Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 

(1) Wird vor Ankunft des Gutes an der für die 
Ablieferung vorgesehenen Stelle erkennbar, daß 
die Beförderung nicht vertragsgemäß durchge-
führt werden kann, oder bestehen nach Ankunft 
des Gutes an der Ablieferungsstelle Ablieferungs-
hindernisse, so hat der Frachtführer Weisungen 
des nach § 418 Verfügungsberechtigten einzuho-
len. Ist der Empfänger verfügungsberechtigt und 
ist er nicht zu ermitteln oder verweigert er die An-
nahme des Gutes, so ist Verfügungsberechtigter 
nach Satz 1 der Absender; ist die Ausübung des 
Verfügungsrechts von der Vorlage eines Fracht-
briefs abhängig gemacht worden, so bedarf es in 
diesem Fall der Vorlage des Frachtbriefs nicht. Der 
Frachtführer ist, wenn ihm Weisungen erteilt wor-
den sind und das Hindernis nicht seinem Risikobe-
reich zuzurechnen ist, berechtigt, Ansprüche nach 
§ 418 Abs. 1 Satz 4 geltend zu machen. 

(2) Tritt das Beförderungs- oder Ablieferungs-
hindernis ein, nachdem der Empfänger auf Grund 
seiner Verfügungsbefugnis nach § 418 die Wei-
sung erteilt hat, das Gut an einen Dritten abzulie-
fern, so nimmt bei der Anwendung des Absatzes 1 
der Empfänger die Stelle des Absenders und der 
Dritte die des Empfängers ein. 

(3) Kann der Frachtführer Weisungen, die er 
nach § 418 Abs. 1 Satz 3 befolgen müßte, inner-
halb angemessener Zeit nicht erlangen, so hat er 
die Maßnahmen zu ergreifen, die im Interesse des 
Verfügungsberechtigten die besten zu sein schei-
nen. Er kann etwa das Gut ausladen und verwah-
ren, für Rechnung des nach § 418 Abs. 1 bis 4 Ver-
fügungsberechtigten einem Dritten zur Verwah-
rung anvertrauen oder zurückbefördern; vertraut 
der Frachtführer das Gut einem Dritten an, so haf-
tet er nur für die sorgfältige Auswahl des Dritten. 
Der Frachtführer kann das Gut auch gemäß § 373 
Abs. 2 bis 4 verkaufen lassen, wenn es sich um 
verderbliche Ware handelt oder der Zustand des 
Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder 
wenn die andernfalls entstehenden Kosten in 
keinem angemessenen Verhältnis zum Wert des 
Gutes stehen. Unverwertbares Gut darf der 
Frachtführer vernichten. Nach dem Ausladen des 
Gutes gilt die Beförderung als beendet. 

(4) Der Frachtführer hat wegen der nach Ab-
satz 3 ergriffenen Maßnahmen Anspruch auf Er-
satz der erforderlichen Aufwendungen und auf 
angemessene Vergütung, es sei denn, daß das 
Hindernis seinem Risikobereich zuzurechnen ist. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 419 

Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Kann der Frachtführer Weisungen, die er 
nach § 418 Abs. 1 Satz 3 befolgen müßte, inner-
halb angemessener Zeit nicht erlangen, so hat er 
die Maßnahmen zu ergreifen, die im Interesse des 
Verfügungsberechtigten die besten zu sein schei-
nen. Er kann etwa das Gut entladen und verwah-
ren, für Rechnung des nach § 418 Abs. 1 bis 4 Ver-
fügungsberechtigten einem Dritten zur Verwah-
rung anvertrauen oder zurückbefördern; vertraut 
der Frachtführer das Gut einem Dritten an, so haf-
tet er nur für die sorgfältige Auswahl des Dritten. 
Der Frachtführer kann das Gut auch gemäß § 373 
Abs. 2 bis 4 verkaufen lassen, wenn es sich um 
verderbliche Ware handelt oder der Zustand des 
Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder 
wenn die andernfalls entstehenden Kosten in 
keinem angemessenen Verhältnis zum Wert des 
Gutes stehen. Unverwertbares Gut darf der 
Frachtführer vernichten. Nach dem Entladen des 
Gutes gilt die Beförderung als beendet. 

(4) unverändert 
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§ 420 

Zahlung. Frachtberechnung 

(1) Die Fracht ist bei Ablieferung des Gutes zu 
zahlen. Der Frachtführer hat über die Fracht hin-
aus einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendun-
gen, soweit diese für das Gut gemacht wurden 
und er sie den Umständen nach für erforderlich 
halten durfte. 

(2) Wird die Beförderung infolge eines Beförde-
rungs- oder Ablieferungshindernisses vorzeitig 
beendet, so gebührt dem Frachtführer die antei-
lige Fracht für den zurückgelegten Teil der Beför-
derung. Ist das Hindernis dem Risikobereich des 
Frachtführers zuzurechnen, steht ihm der An-
spruch nur insoweit zu, als die Beförderung für 
den Absender von Interesse ist. 

(3) Tritt nach Beginn der Beförderung und vor 
Ankunft an der Ablieferungsstelle eine Verzöge-
rung ein und beruht die Verzögerung auf Grün-
den, die dem Risikobereich des Absenders zuzu-
rechnen sind, so gebührt dem Frachtführer neben 
der Fracht eine angemessene Vergütung. 

(4) Ist die Fracht nach Zahl, Gewicht oder anders 
angegebener Menge des Gutes vereinbart, so wird 
für die Berechnung der Fracht vermutet, daß An-
gaben hierzu im Frachtbrief oder Ladeschein zu-
treffen; dies gilt auch dann, wenn zu diesen Anga-
ben ein Vorbehalt eingetragen ist, der damit be-
gründet ist, daß keine angemessenen Mittel zur 
Verfügung standen, die Richtigkeit der Angaben 
zu überprüfen. 

§ 421 

Rechte des Empfängers. Zahlungspflicht 

(1) Nach Ankunft des Gutes an der Abliefe-
rungsstelle ist der Empfänger berechtigt, vom 
Frachtführer zu verlangen, ihm das Gut gegen Er-
füllung der Verpflichtungen aus dem Frachtver-
trag abzuliefern. Ist das Gut beschädigt oder ver-
spätet abgeliefert worden oder verlorengegangen, 
so kann der Empfänger die Ansprüche aus dem 
Frachtvertrag im eigenen Namen gegen den 
Frachtführer geltend machen; der Absender bleibt 
zur Geltendmachung dieser Ansprüche befugt. 
Dabei macht es keinen Unterschied, ob Empfän-
ger oder Absender im eigenen oder fremden Inter-
esse handeln. 

(2) Der Empfänger, der sein Recht nach Absatz 1 
Satz 1 geltend macht, hat die noch geschuldete 
Fracht bis zu dem Betrag zu zahlen, der aus dem 
Frachtbrief hervorgeht. Ist ein Frachtbrief nicht 
ausgestellt oder dem Empfänger nicht vorgelegt 
worden oder ergibt sich aus dem Frachtbrief nicht 
die Höhe der zu zahlenden Fracht, so hat der Emp-
fänger die Fracht bis zu dem angemessenen Be-
trag zu zahlen. 

(3) Der Empfänger, der sein Recht nach Absatz 1 
Satz 1 geltend macht, hat ferner ein Standgeld 
oder eine Vergütung nach § 420 Abs. 3 zu zahlen, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 420 

unverändert 

§ 421 

Rechte des Empfängers. Zahlungspflicht 

(1) unverändert 

(2) Der Empfänger, der sein Recht nach Absatz 1 
Satz 1 geltend macht, hat die noch geschuldete 
Fracht bis zu dem Betrag zu zahlen, der aus dem 
Frachtbrief hervorgeht. Ist ein Frachtbrief nicht 
ausgestellt oder dem Empfänger nicht vorgelegt 
worden oder ergibt sich aus dem Frachtbrief nicht 
die Höhe der zu zahlenden Fracht, so hat der Emp-
fänger die mit dem Absender vereinbarte Fracht 
zu zahlen, soweit diese nicht unangemessen ist. 

(3) unverändert 
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ein Standgeld wegen Überschreitung der Ladezeit 
und eine Vergütung nach § 420 Abs. 3 jedoch nur, 
wenn ihm der geschuldete Betrag bei Ablieferung 
des Gutes mitgeteilt worden ist. 

(4) Der Absender bleibt zur Zahlung der nach 
den Absätzen 2 und 3 vom Empfänger geschulde-
ten Beträge verpflichtet. 

§ 422 

Nachnahme 

(1) Haben die Parteien vereinbart, daß das Gut 
nur gegen Einziehung einer Nachnahme an den 
Empfänger abgeliefert werden darf, so ist anzu-
nehmen, daß der Betrag in bar einzuziehen ist. 

(2) Das auf Grund der Einziehung Erlangte gilt 
im Verhältnis zu den Gläubigern des Frachtführers 
als auf den Absender übertragen. 

(3) Wird das Gut dem Empfänger ohne Einzie-
hung der Nachnahme abgeliefert, so haftet der 
Frachtführer, auch wenn ihn kein Verschulden 
trifft, dem Absender für den daraus entstehenden 
Schaden, jedoch nur bis zur Höhe des Betrages 
der Nachnahme. 

§ 423 

Lieferfrist 

Der Frachtführer ist verpflichtet, das Gut inner-
halb der vereinbarten Frist oder mangels Verein-
barung innerhalb der Frist abzuliefern, die einem 
sorgfältigen Frachtführer unter Berücksichtigung 
der Umstände vernünftigerweise zuzubilligen ist 
(Lieferfrist). 

§ 424 

Verlustvermutung 

(1) Der Anspruchsberechtigte kann das Gut als 
verloren betrachten, wenn es weder innerhalb der 
Lieferfrist noch innerhalb eines weiteren Zeit-
raums abgeliefert wird, der der Lieferfrist ent-
spricht, mindestens aber zehn Tage, bei einer 
grenzüberschreitenden Beförderung dreißig Tage 
beträgt. 

(2) Erhält der Anspruchsberechtigte eine Ent-
schädigung für den Verlust des Gutes, so kann er 
bei deren Empfang verlangen, daß er unverzüg-
lich benachrichtigt wird, wenn das Gut wiederauf-
gefunden wird. 

(3) Der Anspruchsberechtigte kann innerhalb 
eines Monats nach Empfang der Benachrichtigung 
von dem Wiederauffinden des Gutes verlangen, 
daß ihm das Gut Zug um Zug gegen Erstattung 
der Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der 
in der Entschädigung enthaltenen Kosten, abge-
liefert wird. Eine etwaige Pflicht zur Zahlung der 
Fracht sowie Ansprüche auf Schadenersatz blei-
ben unberührt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Der Absender bleibt zur Zahlung der nach 
dem Vertrag geschuldeten Beträge verpflichtet. 

§ 422 

Nachnahme 

(1) Haben die Parteien vereinbart, daß das Gut 
nur gegen Einziehung einer Nachnahme an den 
Empfänger abgeliefert werden darf, so ist anzu-
nehmen, daß der Betrag in bar oder in Form eines 
gleichwertigen Zahlungsmittels einzuziehen ist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 423 

unverändert 

§ 424 

Verlustvermutung 

(1) Der Anspruchsberechtigte kann das Gut als 
verloren betrachten, wenn es weder innerhalb der 
Lieferfrist noch innerhalb eines weiteren Zeit-
raums abgeliefert wird, der der Lieferfrist ent-
spricht, mindestens aber zwanzig Tage, bei einer 
grenzüberschreitenden Beförderung dreißig Tage 
beträgt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Wird das Gut nach Zahlung einer Entschädi-
gung wiederaufgefunden und hat der Anspruchs-
berechtigte eine Benachrichtigung nicht verlangt 
oder macht er nach Benachrichtigung seinen An-
spruch auf Ablieferung nicht geltend, so kann der 
Frachtführer über das Gut frei verfügen. 

§ 425 

Haftung für Güter- und Verspätungsschäden. 
Schadensteilung 

(1) Der Frachtführer haftet für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 
Zeit von der Übernahme zur Beförderung bis zur 
Ablieferung oder durch Überschreitung der Liefer-
frist entsteht. 

(2) Hat bei der Entstehung des Schadens ein 
Verhalten des Absenders oder des Empfängers 
oder ein besonderer Mangel des Gutes mitge-
wirkt, so hängen die Verpflichtung zum Ersatz so-
wie der Umfang des zu leistenden Ersatzes davon 
ab, inwieweit diese Umstände zu dem Schaden 
beigetragen haben. 

§ 426 

Haftungsausschluß 

Der Frachtführer ist von der Haftung befreit, so-
weit der Verlust, die Beschädigung oder die Über-
schreitung der Lieferfrist auf Umständen beruht, 
die der Frachtführer nicht vermeiden und deren 
Folgen er nicht abwenden konnte. Er kann sich je-
doch nicht auf Mängel des für die Beförderung 
verwendeten Fahrzeuges berufen, es sei denn, daß 
der Absender ihm das Fahrzeug gestellt hat. 

§ 427 

Besondere Haftungsausschlußgründe 

(1) Der Frachtführer ist von seiner Haftung be-
freit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder 
die Überschreitung der Lieferfrist auf eine der fol-
genden Gefahren zurückzuführen ist: 

1. vereinbarte oder der Übung entsprechende Ver-
wendung von offenen, nicht mit Planen gedeck-
ten Fahrzeugen oder Verladung auf Deck; 

2. ungenügende Verpackung durch den Absen-
der; 

3. Behandeln, Verladen oder Entladen des Gutes 
durch den Absender oder den Empfänger; 

4. natürliche Beschaffenheit des Gutes, die beson-
ders leicht zu Schäden, insbesondere durch 
Bruch, Rost, inneren Verderb, Austrocknen, 
Auslaufen, normalen Schwund, führt; 

5. ungenügende Kennzeichnung der Frachtstücke 
durch den Absender; 

6. Beförderung lebender Tiere.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) unverändert 

§ 425 

unverändert 

§ 426 

Haftungsausschluß 

Der Frachtführer ist von der Haftung befreit, so-
weit der Verlust, die Beschädigung oder die Über-
schreitung der Lieferfrist auf Umständen beruht, 
die der Frachtführer auch bei größter Sorgfalt 
nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwen-
den konnte. 

§ 427 

unverändert 
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(2) Ist ein Schaden eingetreten, der nach den 
Umständen des Falles aus einer der in Absatz 1 
bezeichneten Gefahren entstehen konnte, so wird 
vermutet, daß der Schaden aus dieser Gefahr ent-
standen ist. Diese Vermutung gilt im Falle des Ab-
satzes 1 Nr. 1 nicht bei außergewöhnlich großem 
Verlust. 

(3) Ist der Frachtführer nach dem Frachtvertrag 
verpflichtet, das Gut gegen die Einwirkung von 
Hitze, Kälte, Temperaturschwankungen, Luft-
feuchtigkeit, Erschütterungen oder ähnlichen Ein-
flüssen besonders zu schützen, so kann er sich auf 
Absatz 1 Nr. 4 nur berufen, wenn er alle ihm nach 
den Umständen obliegenden Maßnahmen, insbe-
sondere hinsichtlich der Auswahl, Instandhaltung 
und Verwendung besonderer Einrichtungen, ge-
troffen und besondere Weisungen beachtet hat. 

(4) Der Frachtführer kann sich auf Absatz 1 
Nr. 6 nur berufen, wenn er alle ihm nach den Um-
ständen obliegenden Maßnahmen getroffen und 
besondere Weisungen beachtet hat. 

§ 428 

Haftung für andere 

Der Frachtführer hat Handlungen und Unterlas-
sungen seiner Leute in gleichem Umfange zu ver-
treten wie eigene Handlungen und Unterlassun-
gen, wenn die Leute in Ausübung ihrer Verrich-
tungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen und 
Unterlassungen anderer Personen, deren er sich 
bei Ausführung der Beförderung bedient. 

§ 429 

Wertersatz 

(1) Hat der Frachtführer für gänzlichen oder teil-
weisen Verlust des Gutes Schadenersatz zu lei-
sten, so ist der Wert am Ort und zur Zeit der Über-
nahme zur Beförderung zu ersetzen. 

(2) Bei Beschädigung des Gutes ist der Unter-
schied zwischen dem Wert des unbeschädigten 
Gutes am Ort und zur Zeit der Übernahme zur Be-
förderung und dem Wert zu ersetzen, den das be-
schädigte Gut am Ort und zur Zeit der Übernahme 
gehabt hätte. 

(3) Der Wert des Gutes bestimmt sich nach dem 
Marktpreis, sonst nach dem gemeinen Wert von 
Gütern gleicher Art und Beschaffenheit. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 428 

unverändert 

§ 429 

Wertersatz 

 (1) unverändert 

(2) Bei Beschädigung des Gutes ist der Unter-
schied zwischen dem Wert des unbeschädigten 
Gutes am Ort und zur Zeit der Übernahme zur Be-
förderung und dem Wert zu ersetzen, den das be-
schädigte Gut am Ort und zur Zeit der Übernahme 
gehabt hätte. Es wird vermutet, daß die zur Scha-
densminderung und Schadensbehebung aufzu

-

wendenden Kosten dem nach Satz 1 zu ermitteln-
den Unterschiedsbetrag entsprechen. 

(3) Der Wert des Gutes bestimmt sich nach dem 
Marktpreis, sonst nach dem gemeinen Wert von 
Gütern gleicher Art  und Beschaffenheit. Ist das 
Gut unmittelbar vor Übernahme zur Beförderung 
verkauft worden, so wird vermutet, daß der in 
der Rechnung des Verkäufers ausgewiesene 
Kaufpreis abzüglich darin enthaltener Beförde-
rungskosten der Marktpreis ist. 
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§ 430 

Schadensfeststellungskosten 

Bei Verlust oder Beschädigung des Gutes hat 
der Frachtführer über den nach § 429 zu leisten-
den Ersatz hinaus die Kosten der Feststellung des 
Schadens zu tragen. 

§ 431 

Haftungshöchstbetrag 

(1) Die nach den §§ 429 und 430 zu leistende 
Entschädigung wegen Verlust oder Beschädigung 
der gesamten Sendung ist auf einen Betrag von 
8,33 Rechnungseinheiten für jedes Kilogramm des 
Rohgewichts der Sendung begrenzt. 

(2) Sind nur einzelne Frachtstücke der Sendung 
verloren oder beschädigt worden, so ist die Haf-
tung des Frachtführers begrenzt auf einen Betrag 
von 8,33 Rechnungseinheiten für jedes Kilogramm 
des Rohgewichts 

1. der gesamten Sendung, wenn die gesamte Sen-
dung entwertet ist, 

2. des entwerteten Teils der Sendung, wenn nur 
ein Teil der Sendung entwe rtet ist. 

(3) Die Haftung des Frachtführers wegen Über-
schreitung der Lieferfrist ist auf den dreifachen Be-
trag der Fracht begrenzt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannte Rech-
nungseinheit ist das Sonderziehungsrecht des In-
ternationalen Währungsfonds. Der Betrag wird in 
Deutsche Mark entsprechend dem Wert der Deut-
schen Mark gegenüber dem Sonderziehungsrecht 
am Tag des Urteils oder an dem von den Parteien 
vereinbarten Tag umgerechnet. Der Wert der 
Deutschen Mark gegenüber dem Sonderziehungs-
recht wird nach der Berechnungsmethode ermit-
telt, die der Internationale Währungsfonds an dem 
betreffenden Tag für seine Operationen und 
Transaktionen anwendet. 

§ 432 

Ersatz sonstiger Kosten 

Haftet der Frachtführer wegen Verlust oder Be-
schädigung, so hat er über den nach den §§ 429 
bis 431 zu leistenden Ersatz hinaus die Fracht, öf-
fentliche Abgaben und sonstige Kosten aus Anlaß 
der Beförderung des Gutes zu erstatten, im Fall 
der Beschädigung jedoch nur in dem nach § 429 
Abs. 2 zu ermittelnden Wertverhältnis. Weiteren 
Schaden hat er nicht zu ersetzen. 

§ 433 

Haftungshöchstbetrag 
bei sonstigen Vermögensschäden 

Haftet der Frachtführer wegen der Verletzung 
einer eng und unmittelbar mit der Ausführung der 
Beförderung des Gutes zusammenhängenden ver- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 430 

unverändert 

§ 431 

Haftungshöchstbetrag 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

 

(3) unverändert 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannte Rech-
nungseinheit ist das Sonderziehungsrecht des In-
ternationalen Währungsfonds. Der Betrag wird in 
Deutsche Mark entsprechend dem Wert der Deut-
schen Mark gegenüber dem Sonderziehungsrecht 
am Tag der Übernahme des Gutes zur Beförde-
rung oder an dem von den Parteien vereinbarten 
Tag umgerechnet. Der Wert der Deutschen Mark 
gegenüber dem Sonderziehungsrecht wird nach 
der Berechnungsmethode ermittelt, die der Inter-
nationale Währungsfonds an dem betreffenden 
Tag für seine Operationen und Transaktionen an-
wendet. 

§ 432 

unverändert 

§ 433 

Haftungshöchstbetrag 
bei sonstigen Vermögensschäden 

Haftet der Frachtführer wegen der Verletzung 
einer mit der Ausführung der Beförderung des Gu-
tes zusammenhängenden vertraglichen Pflicht für 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/10014 

Entwurf 

traglichen Pflicht für Schäden, die nicht durch Ver-
lust oder Beschädigung des Gutes oder durch 
Überschreitung der Lieferfrist entstehen, und han-
delt es sich um andere Schäden als Sach- oder Per-
sonenschäden, so ist auch in diesem Falle die Haf-
tung begrenzt, und zwar auf das Dreifache des Be-
trages, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

§ 434 

Außervertragliche Ansprüche 

(1) Die in diesem Unterabschnitt und im Fracht-
vertrag vorgesehenen Haftungsbefreiungen und 
Haftungsbegrenzungen gelten auch für einen au-
ßervertraglichen Anspruch des Absenders oder 
des Empfängers gegen den Frachtführer wegen 
Verlust oder Beschädigung des Gutes oder wegen 
Überschreitung der Lieferfrist. 

(2) Der Frachtführer kann auch gegenüber au-
ßervertraglichen Ansprüchen Dritter wegen Ver-
lust oder Beschädigung des Gutes die Einwendun-
gen nach Absatz 1 geltend machen. Die Einwen-
dungen können jedoch nicht geltend gemacht 
werden, wenn 

1. der Dritte der Beförderung nicht zugestimmt hat 
und der Frachtführer die fehlende Befugnis des 
Absenders, das Gut zu versenden, kannte oder 
fahrlässig nicht kannte oder 

2. das Gut vor Übernahme zur Beförderung dem 
Dritten oder einer Person, die von diesem ihr 
Recht zum Besitz ableitet, abhanden gekommen 
ist. 

§ 435 

Wegfall der Haftungsbefreiungen 
und -begrenzungen 

Die in diesem Unterabschnitt und im Frachtver-
trag vorgesehenen Haftungsbefreiungen und Haf-
tungsbegrenzungen gelten nicht, wenn der Scha-
den auf eine Handlung oder Unterlassung zurück-
zuführen ist, die der Frachtführer oder eine in 
§ 428 genannte Person vorsätzlich oder leichtfertig 
und in dem Bewußtsein, daß ein Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde, begangen 
hat. 

§ 436 

Haftung der Leute 

Werden Ansprüche aus außervertraglicher Haf-
tung wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes 
oder wegen Überschreitung der Lieferfrist gegen 
einen der Leute des Frachtführers erhoben, so 
kann sich auch jener auf die in diesem Unterab-
schnitt und im Frachtvertrag vorgesehenen Haf-
tungsbefreiungen und -begrenzungen berufen. 
Dies gilt nicht, wenn er vorsätzlich oder leichtfertig 
und in dem Bewußtsein, daß ein Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde, gehandelt 
hat. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Schäden, die nicht durch Verlust oder Beschädi-
gung des Gutes oder durch Überschreitung der 
Lieferfrist entstehen, und handelt es sich um ande-
re Schäden als Sach- oder Personenschäden, so ist 
auch in diesem Falle die Haftung begrenzt, und 
zwar auf das Dreifache des Betrages, der bei Ver-
lust des Gutes zu zahlen wäre. 

§ 434 

unverändert 

§ 435 

unverändert 

§ 436 

unverändert 
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§ 437 

Ausführender Frachtführer 

(1) Wird die Beförderung ganz oder teilweise 
durch einen Dritten ausgeführt (ausführender 
Frachtführer), so haftet dieser für den Schaden, 
der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes 
oder durch Überschreitung der Lieferfrist während 
der durch ihn ausgeführten Beförderung entsteht, 
in gleicher Weise wie der Frachtführer. Vertrag-
liche Vereinbarungen mit dem Absender oder 
Empfänger, durch die der Frachtführer seine Haf-
tung erweitert, wirken gegen den ausführenden 
Frachtführer nur, soweit er ihnen schriftlich zuge-
stimmt hat. 

(2) Der ausführende Frachtführer kann alle Ein-
wendungen geltend machen, die dem Frachtfüh-
rer aus dem Frachtvertrag zustehen. 

(3) Frachtführer und ausführender Frachtführer 
haften als Gesamtschuldner. 

(4) Werden die Leute des ausführenden Fracht-
führers in Anspruch genommen, so gilt für diese 
§ 436 entsprechend. 

§ 438 

Schadensanzeige 

(1) Ist ein Verlust oder eine Beschädigung des 
Gutes äußerlich erkennbar und zeigt der Empfän-
ger oder der Absender dem Frachtführer Verlust 
oder Beschädigung nicht spätestens bei Abliefe-
rung des Gutes an, so wird vermutet, daß das Gut 
in vertragsgemäßem Zustand abgeliefert worden 
ist. Die Anzeige muß den Schaden hinreichend 
deutlich kennzeichnen. 

(2) Die Vermutung nach Absatz 1 gilt auch, 
wenn der Verlust oder die Beschädigung äußerlich 
nicht erkennbar war und nicht innerhalb von sie-
ben Tagen nach Ablieferung angezeigt worden ist. 

(3) Ansprüche wegen Überschreitung der Liefer-
frist erlöschen, wenn der Empfänger dem Fracht-
führer die Überschreitung der Lieferfrist nicht in-
nerhalb von einundzwanzig Tagen nach Abliefe-
rung anzeigt. 

(4) Wird die Anzeige nach Ablieferung erstattet, 
so bedarf sie der Schriftform. Sie braucht jedoch 
nicht unterzeichnet zu werden, wenn sie mit Hilfe 
einer automatischen Einrichtung erstellt wird und 
aus der so erstellten Anzeige der Aussteller er-
kennbar ist. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung. 

(5) Werden Verlust, Beschädigung oder Über-
schreitung der Lieferfrist bei Ablieferung ange-
zeigt, so genügt die Anzeige gegenüber demjeni-
gen, der das Gut abliefert. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 437 

unverändert 

§ 438 

Schadensanzeige 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Eine Schadensanzeige nach Ablieferung ist 
schriftlich zu erstatten; die Übermittlung der 
Schadensanzeige kann mit Hilfe einer telekom-
munikativen Einrichtung erfolgen. Einer Unter-
schrift bedarf es nicht, wenn aus der Anzeige der 
Aussteller in anderer Weise erkennbar ist. Zur 
Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absen-
dung. 

(5) unverändert 
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§ 439 

Verjährung 

(1) Ansprüche aus einer Beförderung, die den 
Vorschriften dieses Unterabschnitts unterliegt, ver-
jähren in einem Jahr. Bei Vorsatz oder bei einem 
dem Vorsatz nach § 435 gleichstehenden Ver-
schulden beträgt die Verjährungsfrist drei Jahre. 

(2) Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Tages, 
an dem das Gut abgeliefert wurde. Ist das Gut 
nicht abgeliefert worden, beginnt die Verjährung 
mit Ablauf des Tages, an dem das Gut hätte abge-
liefert werden müssen. Abweichend von den Sät-
zen 1 und 2 beginnt die Verjährung von Rück-
griffsansprüchen mit dem Tag des Eintritts der 
Rechtskraft des Urteils gegen den Rückgriffsgläu-
biger oder, wenn kein rechtskräftiges Urteil vor-
liegt, mit dem Tag, an dem der Rückgriffsgläubi-
ger den Anspruch bef riedigt hat. 

(3) Die Verjährung eines Anspruchs gegen den 
Frachtführer wird durch eine schriftliche Erklä-
rung des Absenders oder Empfängers, mit der die-
ser Ersatzansprüche erhebt, bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, in dem der Frachtführer die Erfüllung 
des Anspruchs schriftlich ablehnt. Eine weitere Er-
klärung, die denselben Ersatzanspruch zum Ge-
genstand hat, hemmt die Verjährung nicht erneut. 

(4) Die Verjährung kann nur durch Vereinba-
rung, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch 
wenn sie für eine Mehrzahl von gleicha rtigen Ver-
trägen zwischen denselben Vertragsparteien ge-
troffen ist, erleichtert oder erschwert werden. 

§ 440 

Pfandrecht 
(1) Der Frachtführer hat wegen a ller durch den 

Frachtvertrag begründeten Forderungen sowie 
wegen anerkannter oder rechtskräftig festgestell-
ter Forderungen aus anderen mit dem Absender 
abgeschlossenen Frachtverträgen ein Pfandrecht 
an dem Gut. Das Pfandrecht erstreckt sich auf die 
Begleitpapiere. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 439 

Verjährung 

(1) unverändert 

(2) Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Tages, 
an dem das Gut abgeliefert wurde. Ist das Gut 
nicht abgeliefert worden, beginnt die Verjährung 
mit Ablauf des Tages, an dem das Gut hätte abge-
liefert werden müssen. Abweichend von den Sät-
zen 1 und 2 beginnt die Verjährung von Rück-
griffsansprüchen mit dem Tag des Eintritts der 
Rechtskraft des Urteils gegen den Rückgriffsgläu-
biger oder, wenn kein rechtskräftiges Urteil vor-
liegt, mit dem Tag, an dem der Rückgriffsgläubi-
ger den Anspruch befriedigt hat, es sei denn, der 
Rückgriffsschuldner wurde nicht innerhalb von 
drei Monaten, nachdem der Rückgriffsgläubiger 
Kenntnis von dem Schaden und der Person des 
Rückgriffsschuldners erlangt hat, über diesen 
Schaden unterrichtet. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 440 

Pfandrecht 
(1) Für Rechtsstreitigkeiten aus einer Beförde-

rung, die den Vorschriften dieses Unterabschnitts 
unterliegt, ist auch das Gericht zuständig, in des-
sen Bezirk der Ort der Übernahme des Gutes 
oder der für die Ablieferung des Gutes vorgese-
hene Ort liegt. 

(2) Eine Klage gegen den ausführenden Fracht-
führer kann auch in dem Gerichtsstand des 
Frachtführers, eine Klage gegen den Frachtführer 
auch in dem Gerichtsstand des ausführenden 
Frachtführers erhoben werden. 

§ 441 

Pfandrecht 
(1) Der Frachtführer hat wegen a ller durch den 

Frachtvertrag begründeten Forderungen sowie 
wegen unbestrittener Forderungen aus anderen 
mit dem Absender abgeschlossenen Fracht-, Spe-
ditions- oder Lagerverträgen ein Pfandrecht an 
dem Gut. Das Pfandrecht erstreckt sich auf die Be-
gleitpapiere. 
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(2)Das Pfandrecht besteht, solange der Fracht-
führer das Gut in seinem Besitz hat, insbesondere 
solange er mittels Konnossements, Ladescheins 
oder Lagerscheins darüber verfügen kann. 

(3)Das Pfandrecht besteht auch nach der Ablie-
ferung fort, wenn der Frachtführer es innerhalb 
von drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich 
geltend macht und das Gut noch im Besitz des 
Empfängers ist. 

(4)Die in § 1234 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs bezeichnete Androhung des Pfandver-
kaufs sowie die in den §§ 1237 und 1241 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Benachrich-
tigungen sind an den Empfänger zu richten. Ist 
dieser nicht zu ermitteln oder verweigert er die 
Annahme des Gutes, so haben die Androhung 
und die Benachrichtigung gegenüber dem Absen-
der zu erfolgen. 

§ 441 

Nachfolgender Frachtführer 

(1)Hat im Falle der Beförderung durch mehrere 
Frachtführer der letzte bei der Ablieferung die For-
derungen der vorhergehenden Frachtführer einzu-
ziehen, so hat er die Rechte der vorhergehenden 
Frachtführer, insbesondere auch das Pfandrecht, 
auszuüben. Das Pfandrecht jedes vorhergehenden 
Frachtführers bleibt so lange bestehen wie das 
Pfandrecht des letzten Frachtführers. 

(2)Wird ein vorhergehender Frachtführer von 
einem nachgehenden bef riedigt, so gehen Forde-
rung und Pfandrecht des ersteren auf den letzte-
ren über. 

(3)Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die For-
derungen und Rechte eines Spediteurs, der an der 
Beförderung mitgewirkt hat. 

§ 442 
Rang mehrerer Pfandrechte 

(1)Bestehen an demselben Gut mehrere nach 
den §§ 397, 440, 463, 475 a und 623 begründete 
Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfandrech-
ten, die durch die Versendung oder durch die Be-
förderung des Gutes entstanden sind, das später 
entstandene dem früher entstandenen vor. 

(2)Diese Pfandrechte haben Vorrang vor dem 
nicht aus der Versendung entstandenen Pfand-
recht des Kommissionärs und des Lagerhalters 
sowie vor dem Pfandrecht des Spediteurs, des 
Frachtführers und des Verfrachters für Vorschüsse. 

§ 443 
Ladeschein 

(1) Über die Verpflichtung zur Ablieferung des 
Gutes kann von dem Frachtführer ein Ladeschein 
ausgestellt werden, der die in § 408 Abs. 1 ge-
nannten Angaben enthalten so ll. Der Ladeschein 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 442 

unverändert 

§ 443 

Rang mehrerer Pfandrechte 

(1)Bestehen an demselben Gut mehrere nach 
den §§  397, 441, 464, 475b und 623 begründete 
Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfandrech-
ten, die durch die Versendung oder durch die Be-
förderung des Gutes entstanden sind, das später 
entstandene dem früher entstandenen vor. 

(2)unverändert 

§ 444 

unverändert 
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ist vom Frachtführer zu unterzeichnen; eine Nach-
bildung der eigenhändigen Unterschrift durch 
Druck oder durch Stempel genügt. 

(2) Ist der Ladeschein an Order gestellt, so soll er 
den Namen desjenigen enthalten, an  dessen 
Order das Gut abgeliefert werden soll. Wird der 
Name nicht angegeben, so ist der Ladeschein als 
an Order des Absenders gestellt anzusehen. 

(3) Der Ladeschein ist für das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Frachtführer und dem Empfänger 
maßgebend. Er begründet insbesondere die wider-
legliche Vermutung, daß die Güter wie im Lade-
schein beschrieben übernommen sind; § 409 
Abs. 2, 3 Satz 1 gilt entsprechend. Ist der Lade-
schein einem gutgläubigen Dritten übertragen 
worden, so ist die Vermutung nach Satz 2 unwi-
derleglich. 

(4) Für das Rechtsverhältnis zwischen dem 
Frachtführer und dem Absender bleiben die Be-
stimmungen des Frachtvertrages maßgebend. 

§ 444 

Ablieferung gegen Rückgabe des Ladescheins 

Der Frachtführer ist zur Ablieferung des Gutes 
nur gegen Rückgabe des Ladescheins, auf dem 
die Ablieferung bescheinigt ist, verpflichtet. 

§ 445 

Legitimation durch Ladeschein 

(1) Zum Empfang des Gutes legitimie rt  ist derje-
nige, an den das Gut nach dem Ladeschein abge-
liefert werden soll oder auf den der Ladeschein, 
wenn er an Order lautet, durch Indossament über-
tragen ist. 

(2) Dem zum Empfang Legitimie rten steht das 
Verfügungsrecht nach § 418 zu. Der Frachtführer 
braucht den Weisungen wegen Rückgabe oder 
Ablieferung des Gutes an einen anderen als den 
durch den Ladeschein legitimie rten Empfänger 
nur Folge zu leisten, wenn ihm der Ladeschein zu-
rückgegeben wird. 

§ 446 

Ablieferung und Weisungsbefolgung 
ohne Ladeschein 

Der Frachtführer haftet dem rechtmäßigen Be-
sitzer des Ladescheins für den Schaden, der dar-
aus entsteht, daß er das Gut abliefert oder einer 
Weisung wegen Rückgabe oder Ablieferung Folge 
leistet, ohne sich den Ladeschein zurückgeben zu 
lassen. Die Vorschriften über die Beschränkung 
der Haftung finden keine Anwendung. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 445 

unverändert 

§ 446 

unverändert 

§ 447 

Ablieferung und Weisungsbefolgung 
ohne Ladeschein 

Der Frachtführer haftet dem rechtmäßigen Be-
sitzer des Ladescheins für den Schaden, der dar-
aus entsteht, daß er das Gut abliefert oder einer 
Weisung wegen Rückgabe oder Ablieferung Folge 
leistet, ohne sich den Ladeschein zurückgeben zu 
lassen. Die Haftung ist auf den Betrag begrenzt, 
der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 
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§ 447 

Traditionspapier 

Die Übergabe des Ladescheins an denjenigen, 
den der Ladeschein zum Empfang des Gutes legi-
timiert, hat, wenn das Gut von dem Frachtführer 
übernommen ist, für den Erwerb von Rechten an 
dem Gut dieselben Wirkungen wie die Übergabe 
des Gutes. 

§ 448 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Von § 413 Abs. 2, den §§ 414, 418 Abs. 6, 
§ 422 Abs. 3, den §§ 425 bis 438 und § 446 kann, 
soweit der Frachtvertrag nicht die Beförderung von 
Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum Ge-
genstand hat, nur durch Vereinbarung abgewichen 
werden, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch 
wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Ver-
trägen zwischen denselben Vertragsparteien ge-
troffen ist. § 418 Abs. 6 und § 446 können nicht zu 
Lasten gutgläubiger Dritter abbedungen werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 kann auch 
durch vorformulierte Vertragsbedingungen die 
vom Frachtführer zu leistende Entschädigung we-
gen Verlust oder Beschädigung auf einen anderen 
als den in § 431 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Betrag 
begrenzt werden. Die in den vorformulierten Ver-
tragsbedingungen enthaltene Bestimmung muß in 
drucktechnisch deutlicher Gestaltung besonders 
hervorgehoben sein. 

(3) Unterliegt der Frachtvertrag ausländischem 
Recht, so sind die Absätze 1 und 2 gleichwohl an-
zuwenden, wenn nach dem Vertrag der Ort der 
Übernahme und der Ort der Ablieferung des 
Gutes im Inland liegen. 

§ 449 

Anwendung von Seefrachtrecht 

Hat der Frachtvertrag die Beförderung des 
Gutes ohne Umladung sowohl auf Binnen- als 
auch auf Seegewässern zum Gegenstand, so ist 
auf den Vertrag Seefrachtrecht anzuwenden, wenn 

1. ein Konnossement ausgestellt ist oder 

2. die auf Seegewässern zurückzulegende Strecke 
die größere ist. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 448 

unverändert 

§ 449 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Ist der Absender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so kann nicht zu dessen Nachteil von 
§ 413 Abs. 2, den §§ 414, 418 Abs. 6, § 422 Abs. 3, 
den §§ 425 bis 438 und  447 abgewichen werden, 
es sei denn, der Frachtvertrag hat die Beförderung 
von Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum 
Gegenstand, § 418 Abs. 6 und § 447 können nicht 
zu Lasten gutgläubiger Dritter abbedungen wer-
den. 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 Satz 1 
genannten Fällen kann, soweit der Frachtvertrag 
nicht die Beförderung von Briefen oder briefähn-
lichen Sendungen zum Gegenstand hat, von den 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorschriften nur 
durch Vereinbarung abgewichen werden, die im 
einzelnen ausgehandelt ist, auch wenn sie für 
eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwi-
schen denselben Vertragsparteien ge troffen ist. 
Die vom Frachtführer zu leistende Entschädigung 
wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes kann 
jedoch auch durch vorformulierte Vertragsbedin-
gungen auf einen anderen als den in § 431 Abs. 1 
und 2 vorgesehenen Betrag begrenzt werden, 
wenn dieser Betrag 

1. zwischen zwei und vierzig Rechnungseinhei-
ten liegt und in drucktechnisch deutlicher Ge-
staltung besonders hervorgehoben ist oder 

2. für den Verwender der vorformulierten Ver-
tragsbedingungen ungünstiger ist als der in 
§ 431 Abs. 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

Gleiches gilt für die vom Absender nach § 414 zu 
leistende Entschädigung. 

(3) unverändert 

§ 450 

unverändert 
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ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beförderung von Umzugsgut 

§ 450 

Umzugsvertrag 

Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Um-
zugsgut zum Gegenstand, so sind auf den Vertrag 
die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzu-
wenden, soweit die folgenden besonderen Vor-
schriften oder anzuwendende internationale Über-
einkommen nichts anderes bestimmen. 

§ 450 a 

Pflichten des Frachtführers 

(1) Die Pflichten des Frachtführers umfassen 
auch das Ab- und Aufbauen der Möbel sowie das 
Ver- und Entladen des Umzugsgutes. 

(2) Soweit nichts anderes vereinbart ist, zählt 
zu den Pflichten des Frachtführers ferner die Aus-
führung sonstiger auf den Umzug bezogener 
Leistungen wie die Versicherung und Verpackung 
des Umzugsgutes, wenn der Absender den Um-
zugsvertrag zu einem Zweck abschließt, der we-
der einer gewerblichen noch einer selbständi-
gen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden 
kann. 

§ 450 b 

Frachtbrief. Gefährliches Gut. Begleitpapiere. 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Abweichend von § 408 ist der Absender, 
wenn er den Umzugsvertrag zu einem Zweck ab-
schließt, der weder einer gewerblichen noch einer 
selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden kann, nicht verpflichtet, einen Frachtbrief 
auszustellen. 

(2) Zählt zu dem Umzugsgut gefährliches Gut, 
so ist der Absender, wenn er den Umzugsvertrag 
zu einem Zweck abschließt, der weder einer ge-
werblichen noch einer selbständigen beruflichen 
Tätigkeit zugerechnet werden kann, abweichend 
von § 410 lediglich verpflichtet, den Frachtführer 
über die von dem Gut ausgehende Gefahr allge-
mein zu unterrichten; die Unterrichtung bedarf 
keiner Form. Der Frachtführer hat den Absen-
der über dessen Pflicht nach Satz 1 zu unterrich-
ten. 

(3) Der Frachtführer hat den Absender, wenn 
dieser den Umzugsvertrag zu einem Zweck ab-
schließt, der weder einer gewerblichen noch einer 
selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden kann, über die zu beachtenden Zoll- und 
sonstigen Verwaltungsvorschriften zu unterrich-
ten. Er ist jedoch nicht verpflichtet zu prüfen, ob 
vom Absender zur Verfügung gestellte Urkun-
den und erteilte Auskünfte richtig und vollständig 
sind. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beförderung von Umzugsgut 

§ 451 
unverändert 

§ 451 a  
Pflichten des Frachtführers 

(1) unverändert 

(2) Ist der Absender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so zählt zu den Pflichten des Frachtführers 
ferner die Ausführung sonstiger auf den Umzug 
bezogener Leistungen wie die Verpackung und 
Kennzeichnung des Umzugsgutes. 

§451b 
Frachtbrief. Gefährliches Gut. Begleitpapiere. 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Abweichend von § 408 ist der Absender nicht 
verpflichtet, einen Frachtbrief auszustellen. 

(2) Zählt zu dem Umzugsgut gefährliches Gut 
und ist der Absender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so ist er abweichend von § 410 lediglich 
verpflichtet, den Frachtführer über die von dem 
Gut ausgehende Gefahr allgemein zu unterrich-
ten; die Unterrichtung bedarf keiner Form. Der 
Frachtführer hat den Absender über dessen Pflicht 
nach Satz 1 zu unterrichten. 

(3) Der Frachtführer hat den Absender, wenn 
dieser ein Verbraucher ist (§ 414 Abs. 4), über die 
zu beachtenden Zoll- und sonstigen Verwaltungs-
vorschriften zu unterrichten. Er ist jedoch nicht 
verpflichtet zu prüfen, ob vom Absender zur Ver-
fügung gestellte Urkunden und erteilte Auskünfte 
richtig und vollständig sind. 
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§ 450 c 

Haftung des Absenders in besonderen Fällen 

Abweichend von § 414 Abs. 1 Nr. 3 und 4 hat 
der Absender, wenn er nicht nach § 450b Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 unterrichtet worden ist, 
dem Frachtführer Schäden und Aufwendungen, 
die durch 

1. Unterlassen der Mitteilung nach § 450b Abs. 2 
Satz 1 oder 

2. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit 
der in § 413 Abs. 1 genannten Urkunden oder 
Auskünfte 

verursacht werden, nur zu ersetzen, wenn ihn Ver-
schulden trifft. § 414 Abs. 2 ist entsprechend anzu-
wenden. 

§ 450 d 

Besondere Haftungsausschlußgründe 

(1) Abweichend von § 427 ist der Frachtführer 
von seiner Haftung befreit, soweit der Verlust oder 
die Beschädigung auf eine der folgenden Gefah-
ren zurückzuführen ist: 

1. Beförderung von Edelmetallen, Juwelen, Edel-
steinen, Geld, Briefmarken, Münzen, Wertpa-
pieren oder Urkunden; 

2. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung durch den Absender; 

3. Behandeln, Verladen oder Entladen des Gutes 
durch den Absender; 

4. Beförderung von nicht vom Frachtführer ver-
packtem Gut in Behältern; 

5. Verladen oder Entladen von Gut, dessen Größe 
oder Gewicht den Raumverhältnissen an der 
Ladestelle oder Entladestelle nicht entspricht, 
sofern der Frachtführer den Absender auf die 
Gefahr einer Beschädigung vorher hingewie-
sen und der Absender auf der Durchführung 
der Leistung bestanden hat; 

6. Beförderung lebender Tiere oder von Pflanzen; 

7. natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit 
des Gutes, der zufolge es besonders leicht 
Schäden, insbesondere durch B ruch, Funk-
tionsstörungen, Rost, inneren Verderb oder 
Auslaufen, erleidet. 

(2) Ist ein Schaden eingetreten, der nach den 
Umständen des Falles aus einer der in Absatz 1 
bezeichneten Gefahren entstehen konnte, so wird 
vermutet, daß der Schaden aus dieser Gefahr ent-
standen ist. 

(3) Der Frachtführer kann sich auf Absatz 1 nur 
berufen, wenn er alle ihm nach den Umständen 
obliegenden Maßnahmen getroffen und beson-
dere Weisungen beachtet hat. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 451 c 

Haftung des Absenders in besonderen Fällen 

Abweichend von § 414 Abs. 1 Satz 2 hat der Ab-
sender dem Frachtführer für Schäden nur bis zu 
einem Betrag von 1200 Deutsche Mark je Kubik-
meter Laderaum, der zur Erfüllung des Vertrages 
benötigt wird, Ersatz zu leisten. 

§ 451 d 

unverändert 
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§ 

 

450e 

Haftungshöchstbetrag 

Abweichend von § 431 Abs. 1 und 2 ist die Haf-
tung des Frachtführers wegen Verlust oder Be-
schädigung auf einen Betrag von 800 Deutsche 
Mark  je  Kubikmeter Laderaum, der zur Erfüllung 
des Vertrages benötigt wird, beschränkt. 

§ 450f 

Schadensanzeige 

Abweichend von § 438 Abs. 1 und 2 erlöschen 
Ansprüche wegen Verlust oder Beschädigung des 
Gutes, 

1. wenn der Verlust oder die Beschädigung des 
Gutes äußerlich erkennbar war und dem 
Frachtführer nicht spätestens am Tag nach der 
Ablieferung angezeigt worden ist, 

2. wenn der Verlust oder die Beschädigung äußer-
lich nicht erkennbar war und dem Frachtführer 
nicht innerhalb von zehn Tagen nach Abliefe-
rung angezeigt worden ist. 

§ 450g 

Wegfall der Haftungsbefreiungen 
und -begrenzungen 

Schließt der Absender den Umzugsvertrag zu 
einem Zweck ab, der weder einer gewerblichen 
noch einer selbständigen beruflichen Tätigkeit zu-
gerechnet werden kann, so kann sich der Fracht-
führer oder eine in § 428 genannte Person 

1. auf die in den §§ 450d und 450e sowie in dem 
Ersten Unterabschnitt vorgesehenen Haftungs-
befreiungen und Haftungsbegrenzungen nicht 
berufen, soweit der Frachtführer es unterläßt, 
den Absender bei Abschluß des Vertrages über 
die Haftungsbestimmungen zu unterrichten 
und auf die Möglichkeiten hinzuweisen, eine 
weitergehende Haftung zu vereinbaren oder 
das Gut zu versichern, 

2. auf § 450f in Verbindung mit § 438 nicht beru-
fen, soweit der Frachtführer es unterläßt, den 
Empfänger spätestens bei der Ablieferung des 
Gutes über die Form und Frist der Schadensan-
zeige sowie die Rechtsfolgen bei Unterlassen 
der Schadensanzeige zu unterrichten. 

Die Unterrichtung nach Satz 1 Nr. 1 muß in druck-
technisch deutlicher Gestaltung besonders hervor-
gehoben sein. 

§ 450h 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Von den die Haftung des Frachtführers re-
gelnden Vorschriften dieses Unterabschnitts sowie 
den danach auf den Umzugsvertrag anzuwenden-
den Vorschriften des Ersten Unterabschnitts kann 
nicht zum Nachteil des Absenders abgewichen 
werden, wenn dieser den Umzugsvertrag zu einem 
Zweck abschließt, der weder einer gewerblichen, 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 451 e 

Haftungshöchstbetrag 

Abweichend von § 431 Abs. 1 und 2 ist die Haf-
tung des Frachtführers wegen Verlust oder Be-
schädigung auf einen Betrag von 1200 Deutsche 
Mark je Kubikmeter Laderaum, der zur Erfüllung 
des Vertrages benötigt wird; beschränkt. 

§ 451 f 

Schadensanzeige 

Abweichend von § 438 Abs. 1 und 2 erlöschen 
Ansprüche wegen Verlust oder Beschädigung des 
Gutes, 

1. unverändert 

2. wenn der Verlust oder die Beschädigung äußer-
lich nicht erkennbar war und dem Frachtführer 
nicht innerhalb von vierzehn Tagen nach Ablie-
ferung angezeigt worden ist. 

§ 451 g 

Wegfall der Haftungsbefreiungen 
und -begrenzungen 

Ist der Absender ein Verbraucher (§ 414 Abs. 4), 
so kann sich der Frachtführer oder eine in § 428 
genannte Person 

1. auf die in den §§  451 d und 451e sowie in dem 
Ersten Unterabschnitt vorgesehenen Haftungs-
befreiungen und Haftungsbegrenzungen nicht 
berufen, soweit der Frachtführer es unterläßt, 
den Absender bei Abschluß des Vertrages über 
die Haftungsbestimmungen zu unterrichten 
und auf die Möglichkeiten hinzuweisen, eine 
weitergehende Haftung zu vereinbaren oder 
das Gut zu versichern, 

2. auf § 451 f in Verbindung mit § 438 nicht beru-
fen, soweit der Frachtführer es unterläßt, den 
Empfänger spätestens bei der Ablieferung des 
Gutes über die Form und Frist der Schadensan-
zeige sowie die Rechtsfolgen bei Unterlassen 
der Schadensanzeige zu unterrichten. 

Die Unterrichtung nach Satz 1 Nr. 1 muß in druck-
technisch deutlicher Gestaltung besonders hervor-
gehoben sein. 

§ 451 h 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Ist der Absender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so kann von den die Haftung des Fracht-
führers und des Absenders regelnden Vorschriften 
dieses Unterabschnitts sowie den danach auf den 
Umzugsvertrag anzuwendenden Vorschriften des 
Ersten Unterabschnitts nicht zum Nachteil des Ab-
senders abgewichen werden. 
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noch einer selbständigen beruflichen Tätigkeit zu-
gerechnet werden kann. Unterliegt der Umzugs-
vertrag ausländischem Recht, so ist Satz 1 gleich-
wohl anzuwenden, wenn nach dem Vertrag der 
Ort der Übernahme und der Ort der Ablieferung 
des Gutes im Inland liegen. § 448 ist nicht anzu-
wenden. 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 genann-
ten Fällen kann von den Vorschriften dieses Unter-
abschnitts sowie den danach anzuwendenden Vor-
schriften des Ersten Unterabschnitts nur in ent-
sprechender Anwendung des § 448 abgewichen 
werden. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Beförderung mit verschiedenartigen 
Beförderungsmitteln 

§ 451 

Frachtvertrag über eine Beförderung 
mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 

Wird die Beförderung des Gutes auf Grund 
eines einheitlichen Frachtvertrages mit verschie-
denartigen Beförderungsmitteln durchgeführt und 
wären, wenn über jeden Teil der Beförderung mit 
jeweils einem Beförderungsmittel (Teilstrecke) 
zwischen den Vertragsparteien ein gesonderter 
Vertrag abgeschlossen worden wäre, mindestens 
zwei dieser Verträge verschiedenen Rechtsvor-
schriften unterworfen, so sind auf den Vertrag die 
Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzuwen-
den, soweit die folgenden besonderen Vorschriften 
oder anzuwendende inte rnationale Übereinkom-
men nichts anderes bestimmen. Dies gilt auch 
dann, wenn ein Teil der Beförderung zur See oder 
mit Luftfahrzeugen durchgeführt wird. 

§ 451a 

Bekannter Schadensort 

Steht fest, daß der Verlust, die Beschädigung 
oder das Ereignis, das zu einer Überschreitung der 
Lieferfrist geführt hat, auf einer bestimmten Teil- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 genann-
ten Fällen kann von den darin genannten Vor-
schriften nur durch Vereinbarung abgewichen 
werden, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch 
wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen 
Verträgen zwischen denselben Vertragsparteien 
getroffen ist. Die vom Frachtführer zu leistende 
Entschädigung wegen Verlust oder Beschädigung 
des Gutes kann jedoch auch durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen auf einen anderen als den 
in § 451 e vorgesehenen Betrag begrenzt werden. 
Gleiches gilt für die vom Absender nach § 414 
in Verbindung mit § 451 c zu leistende Entschä-
digung. Die in den vorformulierten Vertrags-
bedingungen enthaltene Bestimmung ist jedoch 
unwirksam, wenn sie nicht in drucktechnisch 
deutlicher Gestaltung besonders hervorgehoben 
ist. 

(3) Unterliegt der Umzugsvertrag ausländi-
schem Recht, so sind die Absätze 1 und 2 gleich-
wohl anzuwenden, wenn nach dem Vertrag der 
Ort der Übernahme und der Ort der Ablieferung 
des Gutes im Inland liegen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Beförderung mit verschiedenartigen 
Beförderungsmitteln 

§ 452 
Frachtvertrag über eine Beförderung 

mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 

Wird die Beförderung des Gutes auf Grund 
eines einheitlichen Frachtvertrages mit verschie-
denartigen Beförderungsmitteln durchgeführt und 
wären, wenn über jeden Teil der Beförderung mit 
jeweils einem Beförderungsmittel (Teilstrecke) 
zwischen den Vertragsparteien ein gesonderter 
Vertrag abgeschlossen worden wäre, mindestens 
zwei dieser Verträge verschiedenen Rechtsvor-
schriften unterworfen, so sind auf den Vertrag die 
Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzuwen-
den, soweit die folgenden besonderen Vorschriften 
oder anzuwendende internationale Übereinkom-
men nichts anderes bestimmen. Dies gilt auch 
dann, wenn ein Teil der Beförderung zur See 
durchgeführt wird. 

§ 452 a 
unverändert 
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strecke eingetreten ist, so bestimmt sich die Haf-
tung des Frachtführers abweichend von den Vor-
schriften des Ersten Unterabschnitts nach den 
Rechtsvorschriften, die auf einen Vertrag über eine 
Beförderung auf dieser Teilstrecke anzuwenden 
wären. Der Beweis dafür, daß der Verlust, die Be-
schädigung oder das zu einer Überschreitung der 
Lieferfrist führende Ereignis auf einer bestimmten 
Teilstrecke eingetreten ist, obliegt demjenigen, 
der dies behauptet. 

§451b 

Schadensanzeige. Verjährung 

(1) § 438 ist unabhängig davon anzuwenden, ob 
der Schadensort unbekannt ist, bekannt ist oder 
später bekannt wird. Die für die Schadensanzeige 
vorgeschriebene Form und Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Vorschriften eingehalten werden, die auf 
einen Vertrag über eine Beförderung auf der letz-
ten Teilstrecke anzuwenden wären. 

(2) Für den Beginn der Verjährung des An-
spruchs wegen Verlust, Beschädigung oder Über-
schreitung der Lieferfrist ist, wenn auf den Ablie-
ferungszeitpunkt abzustellen ist, der Zeitpunkt 
der Ablieferung an den Empfänger maßgebend. 
Der Anspruch verjährt auch bei bekanntem Scha-
densort frühestens nach Maßgabe des § 439. 

§ 451 c 

Umzugsvertrag über eine Beförderung mit 
verschiedenartigen Beförderungsmitteln 

Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Um-
zugsgut mit verschiedenartigen Beförderungsmit-
teln zum Gegenstand, so sind auf den Vertrag die 
Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts anzu-
wenden. § 451 a ist nur anzuwenden, soweit für 
die Teilstrecke, auf der der Schaden eingetreten 
ist, Bestimmungen eines für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlichen internationalen Über-
einkommens gelten. 

§451d 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Von der Regelung des § 451 b Abs. 2 Satz 1 
kann nur durch Vereinbarung abgewichen wer-
den, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch wenn 
diese für eine Mehrzahl von gleicha rtigen Verträ-
gen zwischen denselben Vertragsparteien getrof

-

fen ist. Von den übrigen Regelungen dieses Unter-
abschnitts kann nur insoweit durch vertragliche 
Vereinbarung abgewichen werden, als die darin in 
Bezug genommenen Vorschriften abweichende 
Vereinbarungen zulassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann jedoch auch 
durch vorformulierte Vertragsbedingungen ver-
einbart werden, daß sich die Haftung bei bekann-
tem Schadensort (§ 451 a) 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 452 b 

unverändert 

§ 452 e 

Umzugsvertrag über eine Beförderung mit 
verschiedenartigen Beförderungsmitteln 

Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Um-
zugsgut mit verschiedenartigen Beförderungsmit-
teln zum Gegenstand, so sind auf den Vertrag die 
Vorschriften des Zweiten Unterabschnitts anzu-
wenden. § 452 a ist nur anzuwenden, soweit für 
die Teilstrecke, auf der der Schaden eingetreten 
ist, Bestimmungen eines für die Bundesrepublik 
Deutschland verbindlichen internationalen Über-
einkommens gelten. 

§ 452 d 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Von der Regelung des § 452b Abs. 2 Satz 1 
kann nur durch Vereinbarung abgewichen wer-
den, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch wenn 
diese für eine Mehrzahl von gleicha rtigen Verträ-
gen zwischen denselben Vertragsparteien getrof-
fen ist. Von den übrigen Regelungen dieses Unter-
abschnitts kann nur insoweit durch vertragliche 
Vereinbarung abgewichen werden, als die darin in 
Bezug genommenen Vorschriften abweichende 
Vereinbarungen zulassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann jedoch auch 
durch vorformulierte Vertragsbedingungen ver-
einbart werden, daß sich die Haftung bei bekann-
tem Schadensort (§ 452 a) 
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1. unabhängig davon, auf welcher Teilstrecke der 
Schaden eintreten wird, oder 

2. für den Fall des Schadenseintritts auf einer in 
der Vereinbarung genannten Teilstrecke 

nach den Vorschriften des Ersten Unterabschnitts 
bestimmt. 

(3) Vereinbarungen, die die Anwendung der für 
eine Teilstrecke zwingend geltenden Bestimmun-
gen eines für die Bundesrepublik Deutschland 
verbindlichen internationalen Übereinkommens 
ausschließen, sind unwirksam. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Speditionsgeschäft 

§ 452 

Speditionsvertrag 

(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spedi-
teur verpflichtet, die Versendung des Gutes für 
Rechnung des Versenders zu besorgen. 

(2) Der Versender wird verpflichtet, die verein-
barte Vergütung zu zahlen. 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
nur, wenn die Besorgung der Versendung zum Be-
trieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. 
Erfordert das Unternehmen nach Art  oder Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unter-
nehmens auch nicht nach § 2 in das Handelsregi-
ster eingetragen, so sind in Ansehung des Spedi-
tionsgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des 
Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 
anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 
bis 350. 

§ 453 

Besorgung der Versendung 

(1) Die Pflicht, die Versendung zu besorgen, um-
faßt die Organisation der Beförderung, insbeson-
dere 

1. die Bestimmung des Beförderungsmittels und 
des Beförderungsweges, 

2. die Auswahl ausführender Unternehmer, den 
Abschluß der für die Versendung erforderlichen 
Fracht-, Lager- und Speditionsverträge sowie 
die Erteilung von Informationen und Weisun-
gen an die ausführenden Unternehmer und 

 
3. die Sicherung von Schadenersatzansprüchen 

des Versenders. 

(2) Zu den Pflichten des Spediteurs zählt ferner 
die Ausführung sonstiger vereinbarter auf die Be-
förderung bezogener Leistungen wie die Versiche-
rung und Verpackung des Gutes, seine Kenn-
zeichnung und die Zollbehandlung. Der Spediteur 
schuldet jedoch nur den Abschluß der zur Erbrin- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

nach den Vorschriften des Ersten Unterabschnitts 
bestimmt. 

(3) unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Speditionsgeschäft 

§ 453 
Speditionsvertrag 

(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spedi-
teur verpflichtet, die Versendung des Gutes zu be-
sorgen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 454 
unverändert 
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gung dieser Leistungen erforderlichen Verträge, 
wenn sich dies aus der Vereinbarung ergibt. 

(3) Der Spediteur schließt die erforderlichen Ver-
träge im eigenen Namen oder, sofern er hierzu be-
vollmächtigt ist, im Namen des Versenders ab. 

(4) Der Spediteur hat bei Erfüllung seiner Pflich-
ten das Interesse des Versenders wahrzunehmen 
und dessen Weisungen zu befolgen. 

§ 454 

Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Der Versender ist verpflichtet, das Gut, so-
weit erforderlich, zu verpacken und zu kennzeich-
nen und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie 
alle Auskünfte zu erteilen, deren der Spediteur zur 
Erfüllung seiner Pflichten bedarf. Soll gefährliches 
Gut versendet werden, so hat der Versender dem 
Spediteur rechtzeitig schriftlich oder in sonst les-
barer Form die genaue Art der Gefahr und, soweit 
erforderlich, zu ergreifende Vorsichtsmaßnahmen 
mitzuteilen. 

(2) Der Versender hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Spediteur Schäden und Auf-
wendungen zu ersetzen, die verursacht werden 
durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung durch den Versender, 

2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlich-
keit des Gutes oder 

3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Un richtigkeit 
der Urkunden oder Auskünfte, die für eine amt-
liche Behandlung des Gutes erforderlich sind. 

§ 414 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 455 

Fälligkeit der Vergütung 

Die Vergütung ist zu zahlen, wenn das Gut dem 
Frachtführer oder Verfrachter übergeben worden 
ist. 

§ 456 

Aufwendungsersatz. Auskunftspflicht. 
Herausgabepflicht 

(1) Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der 
Aufwendungen, die er den Umständen nach für er-
forderlich halten durfte. 

(2) Der Spediteur ist verpflichtet, dem Versender 
die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Ver-
langen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu 
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§ 455 

Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) unverändert 

(2) Der Versender hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Spediteur Schäden und Auf-
wendungen zu ersetzen, die verursacht werden 
durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung, 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 414 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Ist der Versender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so hat er dem Spediteur Schäden und 
Aufwendungen nach Absatz 2 nur zu ersetzen, so-
weit ihn ein Verschulden trifft. 

§ 456 

unverändert 

§ 457 
Forderungen des Versenders 
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erteilen und nach dessen Ausführung Rechen-
schaft abzulegen. 

(3) Der Spediteur ist verpflichtet, dem Versender 
alles, was er zur Ausführung des Geschäfts erhält 
und was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, 
herauszugeben. 

(4) Der Versender kann Forderungen aus einem 
Vertrag, den der Spediteur im eigenen Namen ab-
geschlossen hat, erst nach der Abtretung geltend 
machen. Solche Forderungen sowie das in Erfül-
lung solcher Forderungen Erlangte gelten jedoch 
im Verhältnis zu den Gläubigern des Spediteurs 
als auf den Versender übertragen. 

§ 457 

Selbsteintritt 

Der Spediteur ist befugt, die Beförderung des 
Gutes durch Selbsteintritt auszuführen. Macht er 
von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsicht-
lich der Beförderung die Rechte und Pflichten 
eines Frachtführers oder Verfrachters. In diesem 
Fall kann er neben der Vergütung für seine Tätig-
keit als Spediteur die gewöhnliche Fracht verlangen. 

§ 458 

Spedition zu festen Kosten 

Soweit als Vergütung ein bestimmter Betrag ver-
einbart ist, der Kosten für die Beförderung ein-
schließt, hat der Spediteur hinsichtlich der Beför-
derung die Rechte und Pflichten eines Frachtfüh-
rers oder Verfrachters. In diesem Fall hat er An-
spruch auf Ersatz seiner Aufwendungen nur, so-
weit dies üblich ist. 

§ 459 

Sammelladung 

(1) Der Spediteur ist befugt, die Versendung des 
Gutes zusammen mit Gut eines anderen Versen-
ders auf Grund eines für seine Rechnung über 
eine Sammelladung geschlossenen Frachtvertra-
ges zu bewirken. 

(2) Macht der Spediteur von dieser Befugnis Ge-
brauch, so hat er hinsichtlich der Beförderung in 
Sammelladung die Rechte und Pflichten eines 
Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fa ll 

 kann der Spediteur eine den Umständen nach an-
gemessene Vergütung verlangen, höchstens aber 
die für die Beförderung des einzelnen Gutes ge-
wöhnliche Fracht. 

§ 460 

Haftung des Spediteurs 

(1) Der Spediteur haftet für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des in seiner 
Obhut befindlichen Gutes entsteht. Die §§ 426, 
427, 429, 430, 431 Abs. 1, 2 und 4, die §§ 432, 434 
bis 436 sind entsprechend anzuwenden. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Der Versender kann Forderungen aus einem 
Vertrag, den der Spediteur für Rechnung des Ver-
senders im eigenen Namen abgeschlossen hat, 
erst nach der Abtretung geltend machen. Solche 
Forderungen sowie das in Erfüllung solcher Forde-
rungen Erlangte gelten jedoch im Verhältnis zu 
den Gläubigern des Spediteurs als auf den Versen-
der übertragen. 

§ 458 

unverändert 

§ 459 

unverändert 

§ 460 

unverändert 

§ 461 

Haftung des Spediteurs 

(1) unverändert 
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(2) Für Schaden, der nicht durch Verlust oder 
Beschädigung des in der Obhut des Spediteurs be-
findlichen Gutes entstanden ist, haftet der Spedi-
teur, wenn er eine ihm nach § 453 obliegende 
Pflicht verletzt. Von dieser Haftung ist er befreit, 
wenn der Schaden durch die Sorgfalt eines ordent-
lichen Kaufmanns nicht abgewendet werden 
konnte. 

(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein 
Verhalten des Versenders oder ein besonderer 
Mangel des Gutes mitgewirkt, so hängen die Ver-
pflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu 
leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit diese Um-
stände zu dem Schaden beigetragen haben. 

§ 461 

Haftung für andere 

Der Spediteur hat Handlungen und Unterlas-
sungen seiner Leute in gleichem Umfang zu ver-
treten wie eigene Handlungen und Unterlassun-
gen, wenn die Leute in Ausübung ihrer Verrich-
tungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen und 
Unterlassungen anderer Personen, deren er sich 
bei Erfüllung seiner Pflicht, die Versendung zu be-
sorgen, bedient. 

§ 462 

Verjährung 

Auf die Verjährung der Ansprüche aus einer 
Leistung, die den Vorschriften dieses Abschnitts 
unterliegt, ist § 439 entsprechend anzuwenden. 

§ 463 

Pfandrecht 

Der Spediteur hat wegen aller durch den Spedi-
tionsvertrag begründeten Forderungen sowie we-
gen anerkannter oder rechtskräftig festgestellter 
Forderungen aus anderen mit dem Versender ab-
geschlossenen Speditionsverträgen ein Pfandrecht 
an dem Gut. § 440 Abs. 1 Satz 2 bis Abs. 4 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 464 

Nachfolgender Spediteur 

(1) Wirkt  an  einer Beförderung neben dem 
Frachtführer auch ein Spediteur mit und hat dieser 
die Ablieferung zu bewirken, so ist auf den Spedi-
teur § 441 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Wird ein vorhergehender Frachtführer oder 
Spediteur von einem nachfolgenden Spediteur be-
friedigt, so gehen Forderung und Pfandrecht des 
ersteren auf den letzteren über. 

§ 465 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Von § 460 Abs. 1, den §§ 461 und 462 kann, 
soweit der Speditionsvertrag nicht die Versendung 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) Für Schaden, der nicht durch Verlust oder 
Beschädigung des in der Obhut des Spediteurs be-
findlichen Gutes entstanden ist, haftet der Spedi-
teur, wenn er eine ihm nach § 454 obliegende 
Pflicht verletzt. Von dieser Haftung ist er befreit, 
wenn der Schaden durch die Sorgfalt eines ordent-
lichen Kaufmanns nicht abgewendet werden 
konnte. 

(3) unverändert 

§ 462 

unverändert 

§ 463 

unverändert 

§ 464 

Pfandrecht 

Der Spediteur hat wegen a ller durch den Spedi-
tionsvertrag begründeten Forderungen sowie we-
gen unbestrittener Forderungen aus anderen 
mit dem Versender abgeschlossenen Speditions-, 
Fracht- und Lagerverträgen ein Pfandrecht an 
dem Gut. § 441 Abs. 1 Satz 2 bis Abs. 4 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 465 

Nachfolgender Spediteur 

(1) Wirkt an einer Beförderung neben dem 
Frachtführer auch ein Spediteur mit und hat dieser 
die Ablieferung zu bewirken, so ist auf den Spedi-
teur § 442 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) unverändert 

§ 466 

Abweichende Vereinbarungen 

(1) Ist der Versender ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so kann nicht zu dessen Nachteil von 
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von Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum 
Gegenstand hat, nur durch Vereinbarung abgewi-
chen werden, die im einzelnen ausgehandelt ist, 
auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleicha rtigen 
Verträgen -  zwischen denselben Vertragsparteien 
getroffen ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann auch durch 
vorformulierte Vertragsbedingungen die vom Spe-
diteur zu leistende Entschädigung wegen Verlusts 
oder Beschädigung auf einen anderen als den in 
§ 431 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Betrag begrenzt 
werden. Die in den vorformulierten Vertragsbedin-
gungen enthaltene Bestimmung muß in druck-
technisch deutlicher Gestaltung besonders hervor-
gehoben sein. 

(3) Von § 457 Satz 2, § 458 Satz 1, § 459 Abs. 2 
Satz 1 kann nur insoweit durch vertragliche Ver-
einbarung abgewichen werden, als die darin in 
Bezug genommenen Vorschriften abweichende 
Vereinbarungen zulassen. 

(4) Unterliegt der Speditionsvertrag ausländi-
schem Recht, so sind die Absätze 1 bis 3 gleich-
wohl anzuwenden, wenn nach dem Vertrag der 
Ort der Übernahme und der Ort der Ablieferung 
des Gutes im Inland liegen. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Lagergeschäft 

§ 466 

Lagervertrag 

(1) Durch den Lagervertrag wird der Lagerhalter 
verpflichtet, das Gut zu lagern und aufzubewahren. 

(2) Der Einlagerer wird verpflichtet, die verein-
barte Vergütung zu zahlen. 

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
nur, wenn die Lagerung und Aufbewahrung zum 
Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. 
Erfordert das Unternehmen nach A rt  oder Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unter-
nehmens auch nicht nach § 2 in das Handels-
register eingetragen, so sind in Ansehung des La-
gergeschäfts auch insoweit die Vorschriften des 
Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend 
anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§ 348 
bis 350. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 461 Abs. 1, den §§ 462 und 463 abgewichen wer-
den, es sei denn, der Speditionsvertrag hat die 
Versendung von Briefen oder briefähnlichen Sen-
dungen zum Gegenstand. 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 genann-
ten Fällen kann, soweit der Speditionsvertrag 
nicht die Versendung von Briefen oder briefähn-
lichen Sendungen zum Gegenstand hat, von den 
in Absatz 1 genannten Vorschriften nur durch 
Vereinbarung abgewichen werden, die im einzel-
nen ausgehandelt ist, auch wenn sie für eine Mehr-
zahl von gleichartigen Verträgen zwischen densel-
ben Vertragsparteien getroffen ist. Die vom Spedi-
teur zu leistende Entschädigung wegen Verlust oder 
Beschädigung des Gutes kann jedoch auch durch 
vorformulierte Vertragsbedingungen auf einen ande-
ren als den in § 431 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Be-
trag begrenzt werden, wenn dieser Betrag 

1.zwischen zwei und vierzig Rechnungseinhei-
ten liegt und in drucktechnisch deutlicher Ge-
staltung besonders hervorgehoben ist oder 

2.für den Verwender der vorformulierten Ver-
tragsbedingungen ungünstiger ist als der in 
§ 431 Abs. 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

(3) Von § 458 Satz 2, § 459 Satz 1, § 460 Abs. 2 
Satz 1 kann nur insoweit durch vertragliche Ver-
einbarung abgewichen werden, als die darin in 
Bezug genommenen Vorschriften abweichende 
Vereinbarungen zulassen. 

(4) unverändert 

SECHSTER ABSCHNITT 

Lagergeschäft 

§ 467 
unverändert 
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§ 467 

Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) Der Einlagerer ist verpflichtet, dem Lagerhal-
ter, wenn gefährliches Gut eingelagert werden 
soll, rechtzeitig schriftlich oder in sonst lesbarer 
Form die genaue Art  der Gefahr und, soweit erfor-
derlich, zu ergreifende Vorsichtsmaßnahmen mit-
zuteilen. Er hat ferner das Gut, soweit erforderlich, 
zu verpacken und zu kennzeichnen und Urkun-
den zur Verfügung zu stellen sowie alle Auskünfte 
zu erteilen, die der Lagerhalter zur Erfüllung sei-
ner Pflichten benötigt. 

(2) Schließt der Einlagerer den Lagervertrag zu 
einem Zweck ab, der weder einer gewerblichen 
noch einer selbständigen beruflichen Tätigkeit zu-
gerechnet werden kann, so ist abweichend von 
Absatz 1 

1. der Lagerhalter verpflichtet, das Gut, soweit er-
forderlich, zu verpacken und zu kennzeichnen, 

2. der Einlagerer lediglich verpflichtet, den Lager-
halter über die von dem Gut ausgehende Ge-
fahr allgemein zu unterrichten; die Unterrich-
tung bedarf keiner Form. 

Der Lagerhalter hat in diesem Falle den Einlagerer 
über dessen Pflicht nach Satz 1 Nr. 2 sowie über 
die von ihm zu beachtenden Verwaltungsvor-
schriften über eine amtliche Behandlung des 
Gutes zu unterrichten. 

(3) Der Einlagerer hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Lagerhalter Schäden und Auf-
wendungen zu ersetzen, die verursacht werden 
durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung durch den Einlagerer, 

2. Unterlassen einer vom Einlagerer geschuldeten 
Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes 
oder 

3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Un richtigkeit 
der Urkunden oder Auskünfte, die für eine 
amtliche Behandlung des Gutes erforderlich 
sind. 

§ 414 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Ist der Einlagerer nicht nach Absatz -2 Satz 2 
unterrichtet worden, so hat er dem Lagerhalter 
Schäden und Aufwendungen nach Absatz 3 Satz 1 
Nr. 2 und 3 nur zu ersetzen, wenn ihn Verschulden 
trifft. 

§ 468 

Sammellagerung 

(1) Der Lagerhalter ist nur berechtigt, vertret-
bare Sachen mit anderen Sachen gleicher A rt  und 
Güte zu vermischen, wenn die beteiligten Einlage-
rer ausdrücklich einverstanden sind. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 468 
Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. 
Mitteilungs- und Auskunftspflichten 

(1) unverändert 

(2) Ist der Einlagerer ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so ist abweichend von Absatz 1 

1. unverändert 

2. unverändert 

Der Lagerhalter hat in diesem Falle den Einlagerer 
über dessen Pflicht nach Satz i Nr. 2 sowie über 
die von ihm zu beachtenden Verwaltungsvor-
schriften über eine amtliche Behandlung des 
Gutes zu unterrichten. 

(3) Der Einlagerer hat, auch wenn ihn kein Ver-
schulden trifft, dem Lagerhalter Schäden und Auf-
wendungen zu ersetzen, die verursacht werden 
durch 

1. ungenügende Verpackung oder Kennzeich-
nung, 

2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlich-
keit des Gutes oder 

3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit 
der in § 413 Abs. 1 genannten Urkunden oder. 
Auskünfte. 

§ 414 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Ist der Einlagerer ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4) so hat er dem Lagerhalter Schäden und 
Aufwendungen nach Absatz 3 nur zu ersetzen, 
soweit ihn ein Verschulden trifft. 

§ 469 
unverändert 
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(2) Ist der Lagerhalter berechtigt, Gut zu vermi-
schen, so steht vom Zeitpunkt der Einlagerung ab 
den Eigentümern der eingelagerten Sachen Mitei-
gentum nach Bruchteilen zu. 

(3) Der Lagerhalter kann jedem Einlagerer den 
ihm gebührenden Anteil ausliefern, ohne daß er 
hierzu der Genehmigung der übrigen Beteiligten 
bedarf. 

§ 469 

Empfang des Gutes 

Befindet sich Gut, das dem Lagerhalter zuge-
sandt ist, beim Empfang in einem beschädigten 
oder mangelhaften Zustand, der äußerlich erkenn-
bar ist, so hat der Lagerhalter Schadenersatzan-
sprüche des Einlagerers zu sichern und dem Einla-
gerer unverzüglich Nachricht zu geben. 

§ 470 

Erhaltung des Gutes 

(1) Der Lagerhalter hat dem Einlagerer die Be-
sichtigung des Gutes, die Entnahme von Proben 
und die zur Erhaltung des Gutes notwendigen 
Handlungen während der Geschäftsstunden zu 
gestatten. Er ist jedoch berechtigt und im Falle der 
Sammellagerung auch verpflichtet, die zur Erhal-
tung des Gutes erforderlichen Arbeiten selbst vor-
zunehmen. 

(2) Sind nach dem Empfang Veränderungen an 
dem Gut entstanden oder zu befürchten, die den 
Verlust oder die Beschädigung des Gutes oder Schä-
den des Lagerhalters erwarten lassen, so hat der La-
gerhalter dies dem Einlagerer oder, wenn ein Lager-
schein ausgestellt ist, dem letzten ihm bekannt ge-
wordenen legitimierten Besitzer des Scheins unver-
züglich anzuzeigen und dessen Weisungen einzu-
holen. Kann der Lagerhalter innerhalb angemesse-
ner Zeit Weisungen nicht erlangen, so hat er die an-
gemessen erscheinenden Maßnahmen zu ergreifen. 
Er kann insbesondere das Gut gemäß § 373 verkau-
fen lassen; macht er von dieser Befugnis Gebrauch, 
so hat der Lagerhalter, wenn ein Lagerschein aus-
gestellt ist, die in § 373 Abs. 3 vorgesehene Andro-
hung des Verkaufs sowie die in Absatz 5 derselben 
Vorschrift vorgesehenen Benachrichtigungen an 

 den letzten ihm bekannt gewordenen legitimierten 
Besitzer des Lagerscheins zu richten. 

§ 471 

Versicherung. Einlagerung bei einem Dritten 

(1) Der Lagerhalter ist verpflichtet, das Gut auf 
Verlangen des Einlagerers zu versichern. Schließt 
der Einlagerer den Lagervertrag zu einem Zweck 
ab, der weder einer gewerblichen noch einer selb-
ständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet wer-
den kann, so hat der Lagerhalter den Einlagerer 
auf die Möglichkeit hinzuweisen, das Gut zu ver-
sichern. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 470 

unverändert 

§ 471 

unverändert 

§ 472 

Versicherung. Einlagerung bei einem Dritten 

(1) Der Lagerhalter ist verpflichtet, das Gut auf 
Verlangen des Einlagerers zu versichern. Ist der 
Einlagerer ein Verbraucher (§ 414 Abs. 4), so hat 
ihn der Lagerhalter auf die Möglichkeit hinzuwei-
sen, das Gut zu versichern. 
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(2) Der Lagerhalter ist nur berechtigt, das Gut 
bei einem Dritten einzulagern, wenn der Einlage-
rer ihm dies ausdrücklich gestattet hat. 

§ 472 

Dauer der Lagerung 

(1) Der Einlagerer kann das Gut jederzeit her-
ausverlangen. Ist der Lagervertrag auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen, so kann er den Vertrag 
jedoch nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von einem Monat kündigen, es sei denn, es liegt 
ein wichtiger Grund vor, der zur Kündigung des 
Vertrags ohne Einhaltung der Kündigungsfrist be-
rechtigt. 

(2) Der Lagerhalter kann die Rücknahme des 
Gutes nach Ablauf der vereinbarten Lagerzeit 
oder bei Einlagerung auf unbestimmte Zeit nach 
Kündigung des Vertrags unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Monat verlangen. 
Liegt ein wichtiger Grund vor, so kann der Lager-
halter auch vor Ablauf der Lagerzeit und ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist die Rücknahme des 
Gutes verlangen. 

(3) Ist ein Lagerschein ausgestellt, so sind die 
Kündigung und das Rücknahmeverlangen an den 
letzten dem Lagerhalter bekannt gewordenen le-
gitimierten Besitzer des Lagerscheins zu richten. 

§ 473 

Aufwendungsersatz 

Der Lagerhalter hat Anspruch auf Ersatz seiner 
für das Gut gemachten Aufwendungen, soweit er 
sie den Umständen nach für erforderlich halten 
durfte. 

§ 474 

Haftung für Verlust oder Beschädigung 

Der Lagerhalter haftet für den Schaden, der 
durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 
Zeit von der Übernahme zur Lagerung bis zur 
Auslieferung entsteht, es sei denn, daß der Scha-
den durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns nicht abgewendet werden konnte. Dies gilt 
auch dann, wenn der Lagerhalter gemäß § 471 
Abs. 2 das Gut bei einem Dritten einlagert. 

§ 475 

Verjährung 

Auf die Verjährung von Ansprüchen aus einer 
Lagerung, die den Vorschriften dieses Abschnitts 
unterliegt, findet § 439 entsprechende Anwen-
dung. Im Falle des gänzlichen Verlusts beginnt die 
Verjährung mit Ablauf des Tages, an dem der 
Lagerhalter dem Einlagerer oder, wenn ein Lager-
schein ausgestellt ist, dem letzten ihm bekannt 
gewordenen legitimierten Besitzer des Lager-
scheins den Verlust anzeigt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 

§ 473 

unverändert 

§ 474 

unverändert 

§ 475 

Haftung für Verlust oder Beschädigung 

Der Lagerhalter haftet, auch wenn er gemäß 
§ 472 Abs. 2 das Gut bei einem Dritten einlagert, 
für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädi-
gung des Gutes in der Zeit von der Übernahme 
zur Lagerung bis zur Auslieferung entsteht. § 425 
Abs. 2, die §§ 426 bis 430, 431 Abs. 1, 2 und 4 
sowie die §§ 432 bis 436 sind entsprechend anzu-
wenden. 

§ 475 a 

unverändert 
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§ 475a 

Pfandrecht 

(1) Der Lagerhalter hat wegen a ller durch den 
Lagervertrag begründeten Forderungen sowie we-
gen anerkannter oder rechtskräftig festgestellter 
Forderungen aus anderen mit dem Einlagerer ab-
geschlossenen Lagerverträgen ein Pfandrecht an 
dem Gut. Das Pfandrecht erstreckt sich auch auf 
die Forderung aus einer Versicherung sowie auf 
die Begleitpapiere. 

(2) Ist ein Orderlagerschein durch Indossament 
übertragen worden , . so besteht das Pfandrecht 
dem legitimierten Besitzer des Lagerscheins ge-
genüber nur wegen der Vergütungen und Auf-
wendungen, die aus dem Lagerschein ersichtlich 
sind oder ihm bei Erwerb des Lagerscheins be-
kannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbe-
kannt waren. 

(3) Das Pfandrecht besteht, solange der Lager-
halter das Gut in seinem Besitz hat, insbesondere 
solange er mittels Konnossement, Ladeschein oder 
Lagerschein darüber verfügen kann. 

§ 475b 

Lagerschein 

(1) Über die Verpflichtung zur Auslieferung des 
Gutes kann von dem Lagerhalter, nachdem er das 
Gut erhalten hat, ein Lagerschein ausgestellt wer-
den, der die folgenden Angaben enthalten soll: 

1. Ort und Tag der Ausstellung des Lagerscheins; 

2. Name und Anschrift des Einlagerers; 

3. Name und Anschrift des Lagerhalters; 

4. Ort und Tag der Einlagerung; 

5. die übliche Bezeichnung der Art  des Gutes und 
die Art  der Verpackung, bei gefährlichen Gü-
tern ihre nach den Gefahrgutvorschriften vor-
gesehene, sonst ihre allgemein anerkannte Be-
zeichnung; 

6. Anzahl, Zeichen und Nummern der Packstücke; 

7. Rohgewicht oder die anders angegebene Men-
ge des Gutes; 

8. im Falle der Sammellagerung einen Vermerk 
hierüber. 

(2) In den Lagerschein können weitere Angaben 
eingetragen werden, die der Lagerhalter für 
zweckmäßig hält. 

(3) Der Lagerschein ist vom Lagerhalter zu un-
terzeichnen. Eine Nachbildung der eigenhändigen 
Unterschrift durch Druck oder Stempel genügt. 

§ 475 c 

Wirkung des Lagerscheins 

(1) Der Lagerschein ist für das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Lagerhalter und dem legitimie rten 
Besitzer des Lagerscheins maßgebend. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 475 b 

Pfandrecht 

(1) Der Lagerhalter hat wegen a ller durch den 
Lagervertrag begründeten Forderungen sowie we-
gen unbestrittener Forderungen aus anderen mit 
dem Einlagerer abgeschlossenen Lager-, Fracht-  
und Speditionsverträgen ein Pfandrecht an dem 
Gut. Das Pfandrecht erstreckt sich auch auf die 
Forderung aus einer Versicherung sowie auf die 
Begleitpapiere. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 475 c 

unverändert 

§ 475 d 

unverändert 
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(2) Der Lagerschein begründet insbesondere die 
widerlegliche Vermutung, daß das Gut und seine 
Verpackung in bezug auf den äußerlichen Zustand 
sowie auf Anzahl, Zeichen und Nummern der 
Packstücke wie im Lagerschein beschrieben über-
nommen worden sind. Ist das Rohgewicht oder die 
anders angegebene Menge des Gutes oder der In-
halt vom Lagerhalter überprüft und das Ergebnis 
der Überprüfung in den Lagerschein eingetragen 
worden, so begründet dieser auch die widerleg-
liche Vermutung, daß Gewicht, Menge oder Inhalt 
mit den Angaben im Lagerschein übereinstimmt. 
Ist der Lagerschein einem gutgläubigen Dritten 
übertragen worden, so ist die Vermutung nach 
den Sätzen 1 und 2 unwiderleglich. 

(3) Für das Rechtsverhältnis zwischen dem La-
gerhalter und dem Einlagerer bleiben die Bestim-
mungen des Lagervertrages maßgebend. 

§ 475d 

Auslieferung gegen Rückgabe des Lagerscheins 

(1) Ist ein Lagerschein ausgestellt, so ist der La-
gerhalter zur Auslieferung des Gutes nur gegen 
Rückgabe des Lagerscheins, auf dem die Ausliefe-
rung bescheinigt ist, verpflichtet. 

(2) Die Auslieferung eines Teils des Gutes er-
folgt gegen Abschreibung auf dem Lagerschein. 
Der Abschreibungsvermerk ist vom Lagerhalter zu 
unterschreiben. 

(3) Der Lagerhalter haftet dem rechtmäßigen Be-
sitzer des Lagerscheins für den Schaden, der dar-
aus entsteht, daß er das Gut ausgeliefert hat, ohne 
sich den Lagerschein zurückgeben zu lassen oder 
ohne einen Abschreibungsvermerk einzutragen. 

§ 475e 

Legitimation durch Lagerschein 

Zum Empfang des Gutes legitimie rt  ist derjeni-
ge, an den das Gut nach dem Lagerschein ausge-
liefert werden soll oder auf den der Lagerschein, 
wenn er an Order lautet, durch Indossament über-
tragen ist. Der Lagerhalter ist nicht verpflichtet, 
die Echtheit der Indossamente zu prüfen. 

§ 475f 

Traditionsfunktion des Orderlagerscheins 

Ist von dem Lagerhalter ein Lagerschein ausge-
stellt, der durch Indossament übertragen werden 
kann, so hat, wenn das Gut vom Lagerhalter über-
nommen ist, die Übergabe des Lagerscheins an 
denjenigen, den der Lagerschein zum Empfang 
des Gutes legitimiert, für den Erwerb von Rechten 
an dem Gut dieselben Wirkungen wie die Über-
gabe des Gutes." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 475 e 
unverändert 

§ 475 f 
unverändert 

§ 475 g 
unverändert 

§ 475 h 
Abweichende Vereinbarungen 

(1) Ist der Einlagerer ein Verbraucher (§ 414 
Abs. 4), so kann nicht zu dessen Nachteil von den 



Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§§ 475, 475 a und 475 e Abs. 3 abgewichen wer-
den. Als Abweichung nicht zum Nachteil des Ein-
lagerers gemäß Satz 1 gilt auch, wenn die vom 
Lagerhalter zu leistende Entschädigung wegen 
Verlust oder Beschädigung nach Kubikmetern 
Laderaum berechnet und der Betrag von 1200 
Deutsche Mark je Kubikmeter Laderaum nicht 
unterschritten wird. 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 genann-
ten Fällen kann von den darin genannten Vor-
schriften nur durch Vereinbarung abgewichen 
werden, die im einzelnen ausgehandelt ist, auch 
wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen 
Verträgen zwischen denselben Vertragsparteien 
getroffen ist. Die vom Lagerhalter zu leistende 
Entschädigung wegen Verlust oder Beschädigung 
des Guten kann jedoch auch durch vorformu-
lierte Vertragsbedingungen auf einen anderen 
als den in § 431 Abs. 1 und 2 vorgesehenen Betrag 
begrenzt werden, wenn dieser Betrag 

1.zwischen zwei und vierzig Rechnungseinhei-
ten liegt und in drucktechnisch deutlicher Ge-
staltung besonders hervorgehoben ist oder 

2.für den Verwender der vorformulierten Ver-
tragsbedingungen ungünstiger ist als der in 
§ 431 Abs. 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

(3) Unterliegt der Lagervertrag ausländischem 
Recht, so sind die Absätze 1 und 2 gleichwohl an

-zuwenden, wenn nach dem Vertrag das Gut im 
Inland gelagert wird." 
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Artikel 2 
Änderung des Binnenschiffahrtsgesetzes 

Das Binnenschiffahrtsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4103-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 26 

Auf das Frachtgeschäft zur Beförderung von 
Gütern auf Binnengewässern finden die Vorschrif-
ten des Vierten Abschnitts des Vierten Buchs des 
Handelsgesetzbuchs Anwendung." 

2. Die §§ 27 bis 76 werden aufgehoben. 

3. In § 116 Abs. 1 wird die Angabe „§ 443" durch die 
Angabe „§ 442" ersetzt. 

4. § 131 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei Schiffen, welche nur zu Fahrten inner-
halb desselben Ortes bestimmt sind, sind § 8 
Abs. 4 und §§ 15 bis 19 auf das Rechtsverhältnis 
des Schiffers nicht anzuwenden. " 

Artikel 2 

Änderung des Binnenschiffahrtsgesetzes 

Das Binnenschiffahrtsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4103-1, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. entfällt 

3. unverändert 
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Artikel 3 

Änderung der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 934-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 1 

Anwendungsbereich 

Auf die Beförderung von Personen und Reisege-
päck durch Eisenbahnen, die dem öffentlichen 
Verkehr dienen, sind die Vorschriften dieser Ver-
ordnung anzuwenden, soweit das Übereinkom-
men vom 9. Mai 1980 über den internationalen 
Eisenbahnverkehr - COTIF - (BGBl. 1985 II 
S. 130), die Zusatzbestimmungen nach Artikel 7 
der Einheitlichen Rechtsvorschriften für den Ver-
trag über die internationale Eisenbahnbeförde-
rung von Personen und Gepäck (CIV) - Anhang A 
zum Übereinkommen - sowie die internationalen 
Tarife der Eisenbahnen für den grenzüberschrei-
tenden Eisenbahnverkehr nichts anderes bestim- 
men. 

2. § 4 wird aufgehoben. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter „ , des Absen-
ders oder des Empfängers" gestrichen, wird 
die Angabe „VIII" durch die Angabe „IV" er-
setzt und wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die nach dieser 
Verordnung anzuwendenden, die Haftung der 
Eisenbahn regelnden Vorschriften des Han-
delsgesetzbuchs. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird aufgehoben. 

bb) Buchstabe c wird Buchstabe b; der darin 
enthaltene Strichpunkt wird durch einen 
Punkt ersetzt. 

cc) Buchstabe d wird aufgehoben. 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Aufgabe von Reisegepäck". 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf die Beförderung von Reisegepäck sind 
die Vorschriften der §§ 407, 413, 415, 418 bis 
420, 423 bis 430, 432 bis 439, 450b Abs. 3 und 
§ 450c des Handelsgesetzbuchs entsprechend 
anzuwenden, soweit in diesem Abschnitt 
nichts anderes bestimmt ist." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 3 

Änderung der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 934-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze an-
gefügt: 

„Auf die Beförderung von Reisegepäck sind 
die Vorschriften der §§ 407, 413, 414 Abs. 3 in 
Verbindung mit Abs. 1, 415, 418 bis 420, 423 
bis 430, 432 bis 439, und 451 b Abs. 3 des Han-
delsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden, 
soweit in diesem Abschnitt nichts anderes be-
stimmt ist. Für Schäden hat der Absender je-
doch nur bis zu einem Betrag von 2 500 Deut-
sche Mark je Gepäckstück Ersatz zu leisten." 
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c) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Unter welchen Bedingungen der Rei-
sende 

1. Kraftfahrzeuge und Anhänger, 

2. Krankenfahrstühle und Kinderwagen, 

3. sonstige auch unverpackte Gegenstände 

als Reisegepäck aufgeben kann, bestimmt der 
Tarif." 

d) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

5. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort  „Bezeich-
nung" durch das Wort  „Kennzeichnung" er-
setzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Absatzbezeichnung „(1)" entfällt. 

bb) In Satz 1 werden nach dem Wo rt  „aufwei-
sen" die Wörter „oder die nicht hinrei-
chend gekennzeichnet sind" eingefügt. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

6. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Reisegepäck wird zur Beförderung von 
und nach Orten angenommen, die in den Ge-
päckverkehr einbezogen sind." 

b) Die Absätze 3, 4, 5, 7, 8 und 9 werden aufge-
hoben. 

c) Absatz 6 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Bei der Aufgabe des Reisegepäcks wird 
dem Reisenden ein Gepäckschein ausgehän-
digt. Die Angaben im Gepäckschein sind für 
die Beförderung maßgebend. Der Gepäck-
schein muß enthalten: 

a) Stelle und Tag der Aufgabe des Reisege-
päcks sowie die vom Reisenden vorgese-
hene Ablieferungsstelle; 

b) gegebenenfalls Name und Anschrift des 
Empfangsbevollmächtigten des Reisenden; 

c) Lieferfrist; 

d) die Gepäckfracht und etwaige andere Ent-
gelte. " 

d) Absatz 10 wird Absatz 4. 

7. § 28 wird aufgehoben. 

8. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Hat der Reisende einen Empfangsbevoll-
mächtigten benannt, so kann die Eisenbahn 
auch diesem das Gepäck ausliefern, selbst 
wenn der Gepäckschein dabei nicht zurück-
gegeben oder vorgelegt wird. " 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

c) unverändert 

d) unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/10014 

 
Entwurf 

b) Die Absätze 2 bis 5, 7 und 8 werden aufgeho-
ben. 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 2. 

9. § 30 wird aufgehoben. 

10. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 3 und 5 werden aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Die Haftung der Eisenbahn wegen Ver-
lust oder Beschädigung von Reisegepäck ist 
auf einen Betrag von 2 500 Deutsche Mark je 
Gepäckstück, bei Verlust oder Beschädigung 
von Kraftfahrzeugen auf einen Betrag von 
40 000 Deutsche Mark je Fahrzeug begrenzt. 
Ein Anhänger mit oder ohne Ladung gilt als 
ein Kraftfahrzeug. " 

c) Absatz 4 wird Absatz 2. 

d) Im neuen Absatz 2 wird Satz 2 wie folgt ge-
faßt: 

„Für im Fahrzeug belassene Gegenstände ist 
die Haftung der Eisenbahn auf einen Betrag 
von 2 500 Deutsche Mark je Fahrzeug be-
grenzt. " 

11. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

Verlustvermutung 

Der Reisende kann das Gut als verloren be-
trachten, wenn es nicht innerhalb einer Woche 
nach Ablauf der Lieferfrist abgeliefert wird. " 

12. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 33 

Haftungshöchstbetrag bei Überschreitung 
der Lieferfrist 

Bei Überschreitung der Lieferfrist haftet die 
Eisenbahn bis zum dreifachen Betrag der Fracht 
je Gepäckstück oder, sofern es sich bei dem 
Reisegepäck nicht um ein Kraftfahrzeug handelt, 
nach Wahl des Reisenden bis zum einfachen 
Betrag der Fracht je Gepäckstück für je angefan-
gene 24 Stunden."  

13. § 34 wird aufgehoben. 

14. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „6" durch 
die Angabe „3" ersetzt. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Wird das hinterlegte Gepäck nicht bin-
nen der im Tarif festgesetzten Aufbewah-
rungsfrist abgeholt, so ist die Eisenbahn be-
rechtigt, das Gepäck drei Monate nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist ohne Förmlichkeit 
bestmöglich zu verkaufen. Sie ist hierzu schon 
früher berechtigt, wenn der Wert des Gepäcks 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

9. unverändert 

10. unverändert 

 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 
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durch längeres Lagern unverhältnismäßig ver-
mindert oder in keinem Verhältnis zu den 
Lagerkosten stehen würde. Die Eisenbahn 
hat dem Reisenden den Verkaufserlös nach 
Abzug der noch nicht bezahlten Kosten zur 
Verfügung zu stellen. Reicht der Erlös zur 
Deckung dieser Beträge nicht aus, so ist der 
Reisende zur Nachzahlung des ungedeckten 
Betrags verpflichtet. Die Eisenbahn hat den 
Reisenden, wenn sich sein Aufenthalt ermit-
teln läßt, vom bevorstehenden Verkauf des 
Gepäcks zu benachrichtigen." 

15. Die Abschnitte V, VII und VIII werden aufge-
hoben. 

Artikel 4 

Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 

Das Allgemeine Eisenbahngesetz vom 27. Dezem-
ber 1993 (BGBl. I S. 2378, 2396, 1994 I S. 2439) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 12 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort  „Beförde-
rungsbedingungen" die Wörter „im Schienen-
personenverkehr" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Worter „und Güterver-
kehr" gestrichen. 

2. In § 26 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b werden die Wör-
ter „und Gütern" gestrichen. 

Artikel 5 

Änderung des 
Allgemeinen Magnetschwebebahngesetzes 

In § 10 Abs. 1 Nr. 1 des Allgemeinen Magnet-
schwebebahngesetzes vom 19. Juli 1996 (BGBl. I 
S. 1019) werden die Wörter „und Gütern" gestrichen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

15. unverändert 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

Änderung des Luftverkehrsgesetzes 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Januar 1981 (BGBl. I S. 61), 
zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In j 33 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Beförderungsvertrag" die Wörter „gegenüber 
einem Fluggast" eingefügt. 

2. § 44 Abs. 2 wird wie folgt geändert 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Frachtgütern 
und" gestrichen. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Luftbeförderung umfaßt den Zeitraum, in 
dem sich das Reisegepäck auf einem Flug-
hafen, an Bord eines Luftfahrzeugs oder - bei 
Landung außerhalb eines Flughafens - sonst in 
der Obhut des Luftfrachtführers be findet." 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/10014 

Entwurf 

Artikel 6 

Änderung der Verordnung 
über Orderlagerscheine 

Der Verordnung über • Orderlagerscheine in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung wird 
folgender § 45 angefügt: 

„§ 45 

Außerkrafttreten. Übergangsregelung 

(1) Diese Verordnung tritt, soweit sich aus Absatz 2 
nichts anderes ergibt, am ... [einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens des Transportrechtsreformgesetzes] 
außer Kraft. 

(2) Eine auf Grund dieser Verordnung erteilte Er-
mächtigung zur Ausstellung von Orderlagerscheinen 
kann auch noch nach Außerkrafttreten dieser Ver-
ordnung nach § 13 widerrufen werden. In jedem Fa ll 

 gilt die Ermächtigung nach Ablauf von sechs Mona-
ten nach Abschluß des Geschäftsjahrs, in dem diese 
Verordnung außer Kraft tritt, als widerrufen; § 13 
Abs. 4 ist nicht anzuwenden. " 

Artikel 7 

Änderung der Getreide-Ausfuhr- und 
-Verarbeitungs-Überwachungsverordnung 

Nummer 7 der Anlage 2 der Getreide-Ausfuhr-  
und -Verarbeitungs-Überwachungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Mai 1995 
(BGBl. I S. 593) wird wie folgt gefaßt: 

„7. Der Umschlagsbetrieb muß einen Auszug aus 
dem Handelsregister vorlegen, aus dem hervor-
geht, daß er nicht mit Getreide handelt, und die 
für die Ausübung seines Gewerbes erforderliche 
Zuverlässigkeit zudem durch die Vorlage von 
Auszügen aus dem Gewerbezentralregister oder 
dem Bundeszentralregister nachweisen. " 

Artikel 8 

Aufhebung von Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. die Verordnung über die Einreichung der Über-
sichten nach § 10 der Verordnung über Order-
lagerscheine in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4102-2, veröffentlichten be-
reinigten Fassung; 

2. die Verordnung über den Lade- und Löschtag so-
wie die Lade- und Löschzeiten in der Binnenschiff-
fahrt vom 26. Januar 1994 (BGBl. I S. 160), zuletzt 
geändert durch ...; 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

4. § 52 wird aufgehoben. 

Artikel 7 

Änderung der Verordnung 
über Orderlagerscheine 

Der Verordnung über Orderlagerscheine in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung wird 
folgender § 45 angefügt: 

„§ 45 

Außerkrafttreten. Übergangsregelung 

(1) Diese Verordnung tritt, soweit sich aus Absatz 2 
nichts anderes ergibt, am 1. Juli 1998 außer Kraft. 

(2) unverändert 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 9 

unverändert 
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3. die Kraftverkehrsordnung für den Güterfernver-
kehr mit Kraftfahrzeugen (KVO) vom 23. Dezem-
ber 1958 (BAnz. Nr. 249 vom 31. Dezember 1958), 
zuletzt geändert durch ...; 

4. die Beförderungsbedingungen für den Umzugs-
verkehr und für die Beförderung von Handels-
möbeln in besonders für die Möbelbeförderung 
eingerichteten Fahrzeugen im Güterfernverkehr 
und Güternahverkehr (GüKUMB) vom 3. August 
1983 (BAnz. Nr. 151 vom 16. August 1983), zuletzt 
geändert durch ... 

Artikel 9 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 3, 6 und 7 beruhenden Teile 
der dort  geänderten Rechtsverordnungen können 
auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 10 

Neufassung der Eisenbahn-Verkehrsordnung 

Das Bundesministerium für Verkehr kann den 
Wortlaut der Eisenbahn-Verkehrsordnung in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

(1) § 426 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 3 ist auf den Frachtver-
trag, der die Beförderung des Gutes auf Binnenge-
wässern zum Gegenstand hat, erst ab ... [einsetzen: 
erster Tag des vierundzwanzigsten Kalendermonats 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes] anzuwenden. 

(2) Artikel 7 tritt am ... [einsetzen: erster Tag des 
achtzehnten Kalendermonats nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes] in Kraft. 

(3) Im übrigen tritt dieses Gesetz am ... in Kraft.  

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel 10 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 3, 7 und 8 beruhenden Teile 
der dort  geänderten Rechtsverordnungen können 
auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 11 

unverändert 

Artikel 12 

Inkrafttreten 

(1) entfällt 

(1) Artikel 8 tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Juli 1998 
in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wolfgang Götzer, Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
und Dr. Eckhart Pick 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf - 
Drucksache 13/8445 - in seiner 194. Sitzung vom 
1. Oktober 1997 in erster Lesung beraten und zur fe-
derführenden Beratung an den Rechtsausschuß und 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Wi rtschaft, den 
Ausschuß für Verkehr und den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seiner 76. Sitzung am 11. Februar 1998 beraten 
und einvernehmlich bei Stimmenthaltung seitens der 
Gruppe der PDS empfohlen, den Gesetzentwurf in 
der Fassung der Formulierungshilfe, die Grundlage 
der abschließenden Beratungen des Rechtsausschus-
ses war, anzunehmen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
66. Sitzung vom 11. Februar 1998 beraten und ein-
stimmig bei Enthaltung der Gruppe der PDS be-
schlossen, die Annahme des Gesetzentwurfs in der 
Fassung der genannten Formulierungshilfe zu emp-
fehlen. Die Anträge der Fraktion der SPD zu Artikel 1 
Nr. 3 des Gesetzentwurfs, nach § 426 Satz 2 folgen-
den Satz anzufügen: „Führer von Binnenschiffen 
sind abweichend von Satz 2 von der Haftung befreit, 
wenn sie nachweisen, daß sie ihren Sorgfaltspflich-
ten nach §§ 7 und 8 Binnenschiffahrtsgesetz nachge-
kommen sind. " sowie in § 449 Abs. 2 Nr. 1 in der Fas-
sung der Beschlüsse des Rechtsausschusses das Wo rt 

 „vierzig" durch das Wort  „fünfundzwanzig" zu erset-
zen, wurden mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen abgelehnt. Unabhängig davon regen die Koali-
tionsfraktionen an zu prüfen, ob der verkehrspoli-
tisch unbedenkliche und sinnvolle Aspekt des Ände-
rungsantrags der Fraktion der SPD zu § 426 noch in 
den Gesetzentwurf aufgenommen werden kann. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat die Vorlage in seiner 69. Sitzung am 
11. Februar 1998 beraten und einstimmig die Annah-
me des Gesetzentwurfs empfohlen. 

III. Beratungsverlauf 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlagen in seiner 110. 
Sitzung vom 11. Februar 1998 beraten. 

Der Änderungsantrag der Fraktion der SPD, in Arti-
kel 1 Nr. 3 in § 449 Abs. 2 Nr. 1 in der Fassung der 
Beschlüsse des Rechtsausschusses das Wo rt  „vierzig" 
durch das Wort  „fünfundzwanzig" zu ersetzen, 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Die Fraktion der SPD möchte damit zugunsten des 
Frachtführers die Möglichkeit des Absenders ein-
schränken, durch vorformulierte Vertragsbedingun-
gen den Haftungshöchstbetrag zu erhöhen. Die Ko-
alitionsfraktionen sind dem Antrag nicht gefolgt, da 
die beteiligten Verkehrskreise an die beschlossene 
Haftungsgröße gewöhnt seien, die etwa der gegen-
wärtig bestehenden Begrenzung der Haftung des 
Straßenfrachtführers im Güterfernverkehr in Höhe 
von 80 DM entspreche. 

In Artikel 1 Nr. 3 wurde § 426 Satz 2 mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen eine Stimme aus der Fraktion 
der F.D.P. gestrichen. 

Die übrigen vom Ausschuß beschlossenen Änderun-
gen und der geänderte Gesetzentwurf insgesamt 
wurden einstimmig angenommen. 

Die Abstimmungen fanden in Abwesenheit des Ver-
treters der Gruppe der PDS statt. 

IV. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

Der Gesetzentwurf, der eine umfassende Neurege-
lung des Transportprivatrechts zum Gegenstand hat, 
wurde von Vertretern der Koalitions- und der Opposi-
tionsfraktionen im Rechtsausschuß einhellig begrüßt. 
Die auf zahlreiche Gesetze verteilten transportrecht-
lichen Vorschriften werden aufgehoben und durch 
eine einheitliche Kodifikation im Handelsgesetzbuch 
ersetzt. Betroffen sind dabei drei Bereiche: das 
Frachtrecht, das Speditionsrecht und das Lagerrecht. 

Nach dem von der Bundesregierung vorgelegten Ge-
setzentwurf wird das Frachtrecht einheitlich für die 
Verkehrsträger Straße, Schiene und Binnenschiffahrt 
neu geregelt. Frachtrechtliche Sondervorschriften 
soll es für diese Verkehrsträger nicht mehr geben. 
Nur für den Umzugsverkehr und für die Beförderung 
mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln, den so-
genannten multimodalen Verkehr, enthält der Ge-
setzentwurf Sonderregeln. Diese basieren jedoch 
ebenfalls weitgehend auf dem neuen allgemeinen 
Frachtrecht. 

Abweichend von der Regierungsvorlage empfiehlt 
der Rechtsausschuß, auch die Luftbeförderung in 
den Anwendungsbereich der neuen frachtrechtli-
chen Vorschriften einzubeziehen. Dies erlaubt es, 
frachtrechtliche Sonderregelungen auch im Luftver-
kehrsgesetz aufzuheben. 

Im Mittelpunkt der allgemeinen frachtrechtlichen 
Vorschriften steht die Ausgestaltung der Haftung. 
Nach dem Gesetzentwurf haftet der Frachtführer für 
Schäden an Gut, das sich in seiner Obhut befindet, 
ohne daß es auf ein Verschulden ankommt. Bei Un-
abwendbarkeit des schadensbegründenden Ereig- 
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nisses sowie bei Vorliegen sonstiger, gesetzlich im 
einzelnen festgelegter Haftungsausschlußgründe ist 
der Frachtführer jedoch von seiner Haftung befreit. 
Darüber hinaus ist die Haftung des Frachtführers be-
grenzt: Bei Verlust oder Beschädigung des Gutes haf-
tet er grundsätzlich nur bis zu dessen We rt , höch-
stens jedoch bis zu einem Betrag von 8,33 Rech-
nungseinheiten für jedes Kilogramm des verlorenge-
gangenen oder beschädigten Gutes. 

Die Haftungsvorschriften können - ebenso wie die 
sonstigen frachtrechtlichen Vorschriften - durch ver-
tragliche Vereinbarung modifiziert werden. Dies soll 
allerdings nach der Empfehlung des Rechtsausschus-
ses mit folgenden Einschränkungen gelten: Ist der 
Absender ein Verbraucher, so soll eine Abweichung 
nur zu seinen Gunsten möglich sein. Bei anderen als 
Verbrauchergeschäften sollen der Vertragsfreiheit 
nur bei Verwendung vorformulierter Vertragsbedin-
gungen Grenzen gesetzt werden. So sollen - in Über-
einstimmung mit der Regierungsvorlage - die Haf-
tungsvorschriften mit Ausnahme der Haftungs-
höchstbeträge durch vorformulierte Vertragsbedin-
gungen nicht modifizierbar sein. Die Haftungs-
höchstbeträge sollen abweichend von der Regie-
rungsvorlage - nur unter folgenden Voraussetzungen 
verändert werden können: Der gesetzlich festgelegte 
Haftungsbetrag soll grundsätzlich nur bis zu 
40 Rechnungseinheiten angehoben oder bis auf 
2 Rechnungseinheiten abgesenkt werden können. 
Eine weiterreichende Änderung der gesetzlich vor-
gegebenen . Haftungssumme soll nur möglich sein, 
wenn diese den Vertragspartner des Verwenders der 
vorformulierten Vertragsbedingungen begünstigt. 

Der zweite im Gesetzentwurf geregelte Bereich, das 
Speditionsrecht, wird auf der Grundlage des gelten-
den Rechts modernisiert. Von besonderer Bedeutung 
sind auch hier die Haftungsvorschriften und die Vor-
schriften über die Gestaltungsmöglichkeit der Ver-
tragsparteien. Nach dem Gesetzentwurf haftet der 
Spediteur nicht nur, wie nach geltendem Recht, in 
den Fällen des Selbsteintritts, der Fixkosten- und der 
Sammelladungsspedition wie ein Frachtführer. Viel-
mehr wird er auch dann dem Frachtführer haftungs-
rechtlich gleichgestellt, wenn er Güter in seiner Ob-
hut hat und während der Obhutszeit Schäden ent-
standen sind. Nur dann, wenn der Spediteur Schä-
den verursacht hat, die nicht Güter- oder Güterfolge-
schäden sind und nicht während der Obhutszeit ent-
standen sind, bleibt es bei der schon nach geltendem 
Recht bestehenden unbeschränkten Haftung des 
Spediteurs für vermutetes Verschulden. 

Die Gestaltungsmöglichkeiten der Vertragsparteien 
sind, soweit der Spediteur dem Frachtführer haf-
tungsrechtlich gleichgestellt ist, die gleichen wie im 
Frachtrecht. Nur in den Fällen, in denen der Spedi-
teur nach dem Gesetz für vermutetes Verschulden 
und der Höhe nach unbeschränkt haftet, sind der 
Vertragsfreiheit im Gesetzentwurf keine Grenzen ge-
setzt. 

Der dritte Bereich, das Lagerrecht, bleibt im wesent

-

lichen unverändert . Der Rechtsausschuß empfiehlt 
jedoch, abweichend vom Regierungsentwurf die Haf

-

tung des Lagerhalters in gleicher Weise auszugestal-
ten wie die des Frachtführers und Spediteurs. 

Der Gesetzentwurf sieht außerdem eine Änderung 
und Aufhebung zahlreicher Gesetze und Verordnun-
gen vor. Sie ergeben sich aus der dargestellten Neu-
regelung des Transportprivatrechts. 

V. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 

Zu den gegenüber dem Regierungsentwurf vorge-
schlagenen Änderungen ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 (Änderung des Handelsgesetzbuchs) 

Zu Nummer 3 (Vierter bis Siebenter Abschnitt 
des Vierten Buches) 

Zu 407 

Im Interesse größtmöglicher Rechtsvereinheitlichung 
und zur Vermeidung innerstaatlicher Sonderregelun-
gen auf dem Gebiet des Frachtrechts sollte sich der 
Anwendungsbereich der allgemeinen frachtrechtli-
chen Vorschriften auch auf den Lufttransport erstrek-
ken. Aus diesem Grunde werden in Absatz 3 Satz 1 
die Worte „oder mit Luftfahrzeugen" eingefügt. 

Zu 408 

Die redaktionelle Überarbeitung von Absatz 1 hat 
zum Ziel, deutlicher als bisher im Regierungsentwurf 
klarzustellen, daß die darin enthaltene Aufzählung 
der Frachtbriefangaben exemplarischer A rt  ist und 
das Fehlen einzelner Angaben nicht automatisch da-
zu führt, daß das Vorliegen eines Frachtbriefs ver-
neint werden muß. 

Zu § 412 

Durch die Einfügung der Worte „und zu befestigen" 
in Absatz 1 Satz 1 soll klargestellt werden, daß Be-
standteil der Verladetätigkeit nicht nur das Laden 
und Stauen, sondern auch das Befestigen ist. Die Än-
derung in Absatz 1 Satz 2 ist allein redaktioneller A rt . 

Absatz 2 wird ebenfalls redaktionell überarbeitet. 
Hierdurch soll klargestellt werden, daß für die Be-
stimmung der Dauer der Lade- und Entladezeit nur 
dann auf das Kriterium der Angemessenheit abzu-
stellen ist, wenn die Vertragsparteien keine Abrede 
darüber getroffen haben, welche Dauer die Lade-
oder Entladezeit haben soll. 

Zu 414 

Die in der Regierungsvorlage in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
enthaltenen Worte „durch den Absender" werden 
gestrichen, weil sich bereits aus dem Einleitungssatz 
ergibt, daß die Unzulänglichkeit der Verrichtung 
durch den Absender oder durch einen für ihn han-
delnden Dritten herbeigeführt worden sein muß. Ist 
die Unzulänglichkeit durch den Frachtführer herbei-
geführt, so ergibt sich bereits aus Absatz 2, daß inso-
weit eine Schadensersatzpflicht des Absenders ent-
fällt. 
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Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 der Regierungsvorlage wird re-
daktionell überarbeitet, um die darin enthaltene For-
mulierung „in sich unvollständige Angaben" zu ver-
meiden. 

In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 wird im Interesse besserer 
Lesbarkeit von einer Verweisung auf § 410 Abs. 1 ab-
gesehen. Statt dessen wird ausdrücklich klargestellt, 
daß die Regelung zur Anwendung gelangt, wenn die 
in der genannten Vorschrift vorgeschriebenen Mittei-
lungen über die Gefährlichkeit des Gutes unterblei-
ben. 

Um ein Gleichgewicht der - verschuldensunabhängi-
gen - Haftung des Absenders mit der des Frachtfüh-
rers herzustellen, wird dem Absatz 1 der Satz 2 ange-
fügt, der auch die Ansprüche gegen den Absender 
einer summenmäßigen Haftungsbeschränkung un-
terwirft. Die Haftungshöchstsumme bemißt sich nach 
dem Gewicht der gesamten Sendung. Sie beträgt 
8,33 Rechnungseinheiten pro Kilogramm und ent-
spricht damit dem Betrag, der nach § 431 Abs. 1 
HGB-Entwurf auch für einen Anspruch gegen den 
Frachtführer wegen Verlust oder Beschädigung der 
gesamten Sendung gilt. Unter Rechnungseinheit ist, 
wie sich aus der Verweisung auf § 431 Abs. 4 ergibt, 
das Sonderziehungsrecht des Internationalen Wäh-
rungsfonds zu verstehen; maßgeblicher Zeitpunkt für 
die Umrechnung des Sonderziehungsrechts in Deut-
sche Mark ist entsprechend § 431 Abs. 4 Satz 2 der 
Tag der Übernahme des Gutes zur Beförderung. 

Durch die Verweisung in Absatz 1 Satz 2 Zweiter 
Halbsatz auf die §§ 434 bis 436 wird ebenfalls ein 
Gleichklang mit der Frachtführerhaftung angestrebt: 
So gilt die Haftungsgrenze auch für außervertragli-
che Ansprüche gegen den Absender, und sie entfällt, 
wenn dem Absender Vorsatz oder ein dem Vorsatz 
nach § 435 gleichstehendes Verschulden zur Last 
fällt. Ferner können sich auch die Erfüllungsgehilfen 
des Absenders - ebenso wie die Leute des Frachtfüh-
rers - auf die Haftungsgrenze berufen. 

Handelt es sich bei dem Absender um einen Ver-
braucher, so erscheint es - in Übereinstimmung mit 
der Auffassung des Bundesrates - als zu weitgehend, 
für diesen an der in Absatz 1 normierten verschul-
densunabhängigen Haftung festzuhalten. Aus die-
sem Grunde sieht Absatz 3 für Verbrauchergeschäfte 
vor, daß der Absender nur verschuldensabhängig 
haftet. Im übrigen bleiben die Vorschriften von Ab-
satz 1 und 2 auch auf den Verbraucher anwendbar. 
Auch er haftet also der Höhe nach beschränkt. 

Absatz 4 definie rt , was unter einem Verbraucher im 
Sinne des Absatzes 3 zu verstehen ist. Die Definition 
entspricht derjenigen in § 1031 Abs. 5 Satz 3 ZPO in 
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Neure-
gelung des Schiedsverfahrensrechts (Schiedsverfah-
rens-Neuregelungsgesetz - SchiedsVfG) vom 22. De-
zember 1997 (BGBl. I S. 3224). 

Zu § 415 

Absatz 2 Satz 1 und 2 beinhaltet eine redaktionelle 
Überarbeitung des Regierungsentwurfs. Im Interesse 
besserer Lesbarkeit wird die im Regierungsentwurf 
enthaltene Regelung in Satz 2 in Satz 1 Nr. 1 inte

-

griert, die im Regierungsentwurf in Satz 1 Nr. 2 ent-
haltene Regelung, wonach der Anspruch auf Faut-
fracht entfällt, wenn die Kündigung auf Gründen be-
ruht, die dem Risikobereich des Frachtführers zuzu-
rechnen sind, in Satz 2 eingearbeitet. 

Sachlich neu ist die Regelung in Absatz 1 Satz 2 
Zweiter Halbsatz. Es erscheint nicht sachgerecht, 
dem Frachtführer in Fällen, in denen er selbst den 
Anlaß für die Kündigung gegeben hat, einen An-
spruch auf die vereinbarte Fracht, auf Standgeld und 
auf Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zuzu-
billigen, obwohl die Beförderung für den Absender 
nicht von Interesse ist - etwa, weil er für die gesamte 
Beförderung einen neuen Frachtführer beauftragen 
muß. Aus diesem Grunde bestimmt Absatz 1 Satz 2 
Zweiter Halbsatz, daß der Anspruch auch nach Satz 
1 Nr. 1 entfällt, wenn die Beförderung für den Absen-
der nicht von Interesse ist. Wertungsmäßig wird da-
mit der in § 420 Abs. 2 HGB-Entwurf verankerte Ge-
danke übernommen, wonach in Fällen, in denen die 
Beförderung aufgrund von Umständen vorzeitig be-
endet wird, die dem Risikobereich des Frachtführers 
zuzurechnen sind, der Frachtführer einen Vergü-
tungsanspruch nur dann hat, wenn die Beförderung 
für den Absender von Interesse ist. 

Abweichend vom Regierungsentwurf erscheint es - 
insbesondere mit Blick auf den Binnenschiffs- und 
Luftverkehr - nicht sachgerecht, im Falle der Verla-
dung von Gut vor Kündigung des Frachtvertrages 
eine generelle Entladepflicht des Absenders zu statu-
ieren. Ergibt sich aus den Umständen, daß der 
Frachtführer das Gut ver- und entladen muß, so er-
scheint es nicht sachgerecht, diese Pflichtenvertei-
lung zu ändern, wenn der Absender den Vertrag ge-
kündigt hat. Dem Frachtführer muß es auch in die-
sem Falle möglich sein, das Gut selbst - wenngleich 
auf Kosten des Absenders - zu entladen. Aus diesem 
Grunde stellt es Absatz 3 Satz 1 in das Ermessen des 
Frachtführers zu entscheiden, ob er selbst oder der 
Absender das Gut entlädt. 

Entscheidet sich der Frachtführer, das Gut selbst zu 
entladen, so kann er auch den Zeitpunkt hierfür be-
stimmen. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
er nicht zuletzt im eigenen Interesse den Zeitpunkt 
so wählen wird, daß das Entladen nicht zu einer Be-
einträchtigung seines Bet riebs führt. Verlangt der 
Frachtführer dagegen vom Absender, das Gut unver-
züglich zu entladen, so stellt sich die Frage, ob damit 
der Absender ohne Rücksicht auf den Bet rieb des 
Frachtführers und die Interessen Dritter das Gut ent-
laden kann. Da dies nicht sachgerecht wäre, stellt 
Absatz 3 Satz 2 klar, daß der Frachtführer in Fällen, 
in denen er nicht selbst entlädt, ein Entladen nur dul-
den muß, wenn es für seinen Bet rieb und für Absen-
der oder Empfänger anderer Güter nicht nachteilig 
ist. Die Formulierung ist § 418 Abs. 1 Satz 2 HGB

-

Entwurf nachgebildet. 

Durch die Einfügung des Wortes „unverzüglich" in 
Absatz 3 Satz 3 wird klargestellt, daß der Frachtfüh-
rer in Fällen, in denen er selbst den Kündigungs-
grund gesetzt hat und daher auch selbst das Gut ent-
laden muß, keine Möglichkeit hat, den Zeitpunkt des 
Entladens beliebig zu bestimmen. Er ist vielmehr ver- 
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pflichtet, das Gut unverzüglich, also ohne schuldhaf-
tes Zögern, zu entladen. 

Zu § 419 

Da der Gesetzentwurf in § 412 Abs. 1 HGB-Entwurf 
den Begriff „entladen" und nicht den Beg riff „ausla-
den" verwendet, muß diese Terminologie auch in 
den anderen Vorschriften des Gesetzentwurfs ver-
wendet werden. Absatz 3 Satz 2 und 5 der Regie-
rungsvorlage wird daher entsprechend geändert. 

Zu 421 

Zur Vermeidung von Schwierigkeiten bei der Ab-
wicklung des Frachtgeschäfts und im Hinblick auf 
das Interesse des Frachtführers, möglichst zügig das 
ihm noch geschuldete Entgelt zu erhalten, wird in 
Absatz 2 Satz 2 die Beweislastverteilung geändert: 
Der Frachtführer muß nicht etwa, wenn im Fracht-
brief die Fracht nicht ziffernmäßig angegeben ist, be-
weisen, daß der von ihm geforderte Betrag angemes-
sen ist. Vielmehr muß der Empfänger, der das von 
ihm geforderte Entgelt nicht bezahlen möchte, be-
weisen, daß dieses unangemessen hoch ist. 

Durch die Ersetzung der Worte „vom Empfänger ge-
schuldete Beträge durch „nach dem Vertrag ge-
schuldete Beträge" in Absatz 4 soll klargestellt wer- 
den, daß sich der Absender nicht, wie der Empfän-
ger, auf die Unangemessenheit der Fracht berufen 
kann. Hat der Absender sich zur Zahlung einer be-
stimmten Fracht verpflichtet, so bleibt er an diese 
Vereinbarung gebunden, selbst wenn der vom Emp-
fänger nach Absatz 2 geschuldete Betrag niedriger 
als die vereinbarte Fracht ist. 

Zu 422 

Die Einfügung der Worte „oder in Form eines gleich-
wertigen Zahlungsmittels" in Absatz 1 erfolgt mit 
Blick auf den zunehmenden Einsatz elektronischer 
Medien bei Bewirkung einer Zahlung. Als gleichwer-
tiges Zahlungsmittel im Sinne dieser Vorschrift wird 
dabei vor allem das sog. „electronic cash" angese-
hen. Nicht gleichwe rtig ist dagegen der Scheck. 

Zu § 424 

Die Verlängerung der für Binnenverkehre geltenden 
Frist für die Verlustvermutung auf 20 Tage in Ab-
satz 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß in vielen 
Fällen die an eine Verlustvermutung anknüpfende 
Sanktion den Frachtführer unangemessen belastet, 
wenn die Frist nur 10 Tage beträgt. 

Zu § 426 

Satz 2 wird gestrichen, da es nicht sachgerecht er-
scheint, den Frachtführer selbst in Fällen haften zu 
lassen, in denen der den Schaden verursachende 
Mangel des Fahrzeugs unabwendbar war. Weder das 
internationale Eisenbahnrecht (Artikel 36 § 2 der Ein-
heitlichen Rechtsvorschriften für den Vertrag über 
die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern 
[CIM]) noch das geltende internationale Luftver

-

kehrsrecht (Artikel 20 des Abkommens vom 12. Ok-
tober 1929 zur Vereinheitlichung van Regeln über 
die Beförderung im internationalen Luftverkehr in 
der Fassung des Protokolls vom 28. September 1955) 
kennen eine vergleichbare Ausnahme. 

Unverände rt  bleibt das in Satz 1 normierte Erforder-
nis der Unabwendbarkeit des Ereignisses. Unter Un-
abwendbarkeit im Sinne dieser Vorschrift ist dabei 
dasselbe zu verstehen wie unter demselben in Arti-
kel 17 Abs. 2 CMR verwendeten Beg riff: Sie kann 
nur dann angenommen werden, wenn auch ein be-
sonders gewissenhafter Frachtführer bei Anwendung 
der äußersten ihm zumutbaren Sorgfalt den Schaden 
nicht hätte vermeiden können. Um dieses Verständ-
nis auch im Gesetzestext klarer zum Ausdruck zu 
bringen, werden in Satz 1 die Worte „auch bei größ-
ter Sorgfalt" eingefügt. 

Zu § 429 

Die Aufnahme der Vermutungsregelung in Absatz 2 
Satz 2 soll der Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten 
in den Fällen dienen, in denen Maßstab für den zu 
leistenden Schadensersatz eine Wertminderung ist. 
In Anlehnung an die Rechtsprechung zu Artikel 25 
CMR wird daher bestimmt, daß sowohl die Repara-
tur- als auch die Schadensminderungskosten für die 
Ermittlung des Umfangs der Wertminderung grund-
sätzlich maßgeblich sind. Allerdings hat jede Partei 
die Möglichkeit, die gesetzliche Vermutung zu wi-
derlegen. 

Der leichteren Handhabbarkeit der frachtrechtlichen 
Regelungen soll auch die Vermutungsreglung in Ab-
satz 3 Satz 2 dienen. In Anlehnung an § 35 Abs. 1 
KVO und die Rechtsprechung zu Artikel 23 Abs. 1 
CMR wird daher für die Zwecke der Wertberech-
nung bestimmt, daß grundsätzlich von dem in der 
Rechnung ausgewiesenen Kaufpreis auszugehen ist, 
wenn das beförderte Gut zugleich Gegenstand eines 
Kaufvertrages ist. In Abzug zu bringen sind aller-
dings etwaige, in den Kaufpreis einbezogene Beför-
derungskosten. 

Zu 431 

Der im Regierungsentwurf in Anlehnung an Artikel 
23 Abs. 7 CMR in der Fassung des Protokolls zur 
CMR vom 5. Juni 1978 gewählte Zeitpunkt für die 
Umrechnung der Rechnungseinheiten in Deutsche 
Mark erscheint nicht sachgerecht. Denn ein Abstel-
len auf den Wert des Sonderziehungsrechts am Tag 
der Urteilsverkündung ist nur schwer praktikabel. 
Aus diesem Grunde wird in Absatz 4 Satz 2 als maß-
geblicher Umrechnungszeitpunkt der Tag der Ober-
nahme des Gutes zur Beförderung festgelegt. 

Zu § 433 

Es erscheint nicht geboten zu verlangen, daß die 
Pflicht, deren Verletzung Schadensersatzansprüche 
auslöst, „eng und unmittelbar" mit der Ausführung 
der Beförderung des Gutes zusammenhängen muß. 
Aus diesem Grunde wird von der Normierung eines 
derartigen Erfordernisses abgesehen. 
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Zu § 438 

Nach dem Wortlaut von Absatz 4 in der Fassung des 
Regierungsentwurfs ist dem darin normierten Schrift-
formerfordernis nicht Genüge getan, wenn der Emp-
fänger des Gutes die Schadensanzeige in einem 
handschriftlich unterzeichneten Dokument nieder-
legt und diese sodann per Fax dem Frachtführer 
übermittelt. Dieses Ergebnis erscheint nicht vertret-
bar. Es erscheint nicht sachgerecht, die Übermittlung 
einer solchen Schadensanzeige per Fax für nicht aus-
reichend zu erachten und damit insoweit strengere 
Anforderungen an die Schadensanzeige zu stellen 
als an die Reklamation nach Artikel 30 Abs. 1 Satz 2 
CMR. Daher wird in dem vorgeschlagenen Absatz 4 
Satz 2 klargestellt, daß für die Schadensanzeige die 
Schriftformerfordernisse des § 126 BGB nicht unein-
geschränkt gelten. Insbesondere bedarf es - abwei-
chend von der Regierungsvorlage - auch dann nicht 
einer eigenhändigen Namensunterschrift oder eines 
notariell beglaubigten Handzeichens, wenn die 
Schadensanzeige nicht mit Hilfe einer automatischen 
Einrichtung erstellt wird. Erforderlich ist nur, daß aus 
der Anzeige der Aussteller erkennbar ist. 

Die Übermittlung der Schadensanzeige kann nach 
Absatz 4 Satz 1 mit Hilfe einer telekommunikativen 
Einrichtung erfolgen. Hierunter fällt insbesondere 
die Übermittlung per Telefax oder E-Mail. 

Zu § 439 

Abweichend vom Regierungsentwurf erscheint es 
nicht sachgerecht, den Verjährungsbeginn für Regreß-
ansprüche generell zu verschieben. Es sollte vermie-
den werden, daß der Rückgriffsschuldner möglicher-
weise jahrelang in Ungewißheit darüber bleibt, ob 
gegen ihn ein Regreßanspruch geltend gemacht wer-
den wird. Daher verlangt Absatz 2 Satz 3, daß der 
Rückgriffsgläubiger innerhalb von 3 Monaten, nach-
dem er Kenntnis von dem Schaden und der Person 
des Rückgriffsschuldners erlangt hat, den Rückgriffs-
schuldner über den Schaden unterrichtet. Erfolgt 
eine solche Unterrichtung innerhalb der genannten 
Frist nicht, so wird der Verjährungsbeginn für den 
Regreßanspruch nicht hinausgeschoben. Die Verjäh-
rung beginnt also mit Ablauf des Tages, an dem das 
Gut abgeliefert wurde oder hätte abgeliefert werden 
müssen. 

Zu § 440 

Nach dem Vorbild sonstiger transportrechtlicher Re-
gelungen sollte auch in dem neuen Transportrecht. 
eine Gerichtsstandsregelung enthalten sein. Diese 
wird mit dem neuen § 440 vorgeschlagen. 

Die Regelung in Absatz 1 ist Artikel la  CMR in der 
Fassung des Gesetzes zu dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 11. April 1980 über Verträge 
über den internationalen Warenkauf sowie zur Än-
derung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
19. Mai 1956 über den Beförderungsvertrag im inter-
nationalen Straßengüterverkehr (CMR) vom 5. Juli 
1989 (BGBl. 1989 II S. 586) und § 56 Abs. 2 Satz 1 

LuftVG nachgebildet. Entsprechend den vorgenann-
ten Regelungen begründet sie - zusätzlich zu den 
sonstigen nach der Zivilprozeßordnung vorgesehe-
nen Gerichtsständen - eine örtliche Zuständigkeit ei-
nes Gerichts am Ablieferungsort. Ferner begründet 
sie - über § 56 Abs. 2 Satz 1 LuftVG hinaus - in Über-
einstimmung mit Artikel la  des Gesetzes zur CMR 
eine Zuständigkeit am Übernahmeort. 

Die Regelung erscheint geboten, um zu vermeiden, 
daß zwar bei Streitigkeiten über Ansprüche aus einer 
der CMR unterliegenden Beförderung eine örtliche 
Zuständigkeit sowohl am Übernahme- als auch Ab-
lieferungsort besteht, nicht aber bei Streitigkeiten 
über Ansprüche aus einer dem Handelsgesetzbuch 
unterliegenden Beförderung. Im Interesse der 
Rechtsvereinfachung soll in allen Fällen, in denen 
aus einem Beförderungsvertrag geklagt wird, eine 
einheitliche Zuständigkeitsregelung bestehen. Diese 
soll - in Übereinstimmung mit dem internationalen 
Straßenfrachtrecht - möglichst weit gefaßt werden, 
um dem Absender und dem Empfänger zu ermög-
lichen, die Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag 
wirkungsvoll durchzusetzen. 

Absatz 2 soll dem Absender und dem Empfänger er-
möglichen, auch bei einer Klage gegen den ausfüh-
renden Frachtführer den Gerichtsstand des vertragli-
chen Frachtführers zu wählen. Ohne eine solche Re-
gelung könnte der Kläger den ausführenden Fracht-
führer am vertraglich vereinbarten Übernahme- oder 
Ablieferungsort nicht und im übrigen am allgemei-
nen Gerichtsstand des vertraglichen Frachtführers 
nur verklagen, wenn er letzteren als Streitgenossen 
mit verklagen und dann den Weg des § 36 Nr. 3 ZPO 
gehen würde, also bei Gericht einen Antrag auf Be-
stimmung der Zuständigkeit bei dem allgemeinen 
Gerichtsstand des vertraglichen Frachtführers stellen 
würde. Die vorgeschlagene Regelung erleichtert vor 
allem die Verfolgung eines Anspruches gegen den 
ausführenden Frachtführer. Sie entspricht § 56 Abs. 2 
Satz 2 LuftVG. 

Zu § 441 

Die Ersetzung der Worte „anerkannter oder rechts-
kräftig festgestellter" durch „unbestrittener" soll er-
möglichen, daß sich der Pfandgläubiger aus dem 
Pfand befriedigen kann, ohne zuvor eine Erklärung 
des Schuldners abwarten zu müssen. Ein Anknüpfen 
an ein „Anerkenntnis " würde im Ergebnis dazu füh-
ren, daß das inkonnexe Pfandrecht keine praktische 
Bedeutung erlangen würde. Nach der vorgeschlage-
nen Regelung trägt der Frachtführer die Beweislast 
dafür, daß die Forderung „unbest ritten" war, also 
vom Schuldner nicht in Frage gestellt wurde. 

Das inkonnexe Pfandrecht soll nicht nur für Fracht-
verträge, sondern auch für sonstige Verkehrsverträge 
gelten. Angesichts der Nähe der Fracht-, Speditions-  
und Lagerverträge zueinander und der Tatsache, daß 
Transportunternehmer mit einem Kunden sowohl 
Fracht- als auch Speditions- und Lagerverträge ab-
schließen, erscheint es nicht sachgerecht, dem 
Frachtführer wegen einer Forderung aus einem mit 
dem Absender früher abgeschlossenen Speditions- 
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oder Lagervertrag die Ausübung eines Pfandrechts 
zu verwehren. 

Zu § 443 

Infolge der durch die Einfügung der Gerichtsstands-
regelung (§ 440 HGB-Entwurf) notwendig geworde-
nen Neunumerierung der frachtrechtlichen Vor-
schriften muß in Absatz 1 die Verweisung angepaßt 
werden. 

Zu § 447 

Abweichend vom Regierungsentwurf erscheint es 
geboten, auch in den Fällen, in denen das Gut ohne 
Rückgabe des Ladescheins abgeliefert wird und dar-
aus ein Schaden entsteht, die Vorschriften über die 
Beschränkung der Haftung zur Anwendung gelan-
gen zu lassen. Es erscheint nicht sachgerecht, den 
Frachtführer für den Verlust des Gutes beschränkt 
haften zu lassen, im Falle der Verletzung einer wert-
papierrechtlichen Verpflichtung, die aber ebenfa lls 
zu einem Verlust des Gutes führt, eine unbe-
schränkte Haftung zu normieren. 

Zu § 449 

Im Interesse eines wirksamen Verbraucherschutzes 
sollen die Haftungsvorschriften des Handelsgesetz-
buchs in den Fällen, in denen der Absender ein Ver-
braucher ist, zugunsten des Verbrauchers einen Min-
deststandard gewähren, der nicht unterschritten wer-
den darf. Aus diesem Grunde wird - abweichend von 
der Regierungsvorlage - in Absatz 1 bestimmt, daß 
von den - im einzelnen näher aufgeführten - haf-
tungsrechtlichen Vorschriften nicht zum Nachteil des 
Verbrauchers abgewichen werden darf. Diese Rege-
lung gilt sowohl für die Fälle, in denen eine Indivi-
dualvereinbarung getroffen wird; als auch für die 
Fälle, in denen vorformulierte Vertragsbedingungen 
verwendet werden. Eine Ausnahme gilt nur für die 
Beförderung von Briefen oder briefähnlichen Sen-
dungen. Insoweit bleibt es bei dem Konzept des Re-
gierungsentwurfs, die Haftungsregeln im Bereich der 
Briefbeförderung wegen der Besonderheiten des po-
stalischen Massenverkehrs in vollem Umfange ab-
dingbar auszugestalten. 

Absatz 2 betrifft die Geschäfte, die nicht Verbrau-
chergeschäfte im Sinne von Absatz 1 sind. Nach Ab-
satz 2 Satz 1 können die Vertragsparteien hier - ent-
sprechend § 448 Abs. 1 HGB in der Fassung des Re-
gierungsentwurfs - die haftungsrechtlichen Vor-
schriften in vollem Umfange modifizieren, wenn sie 
eine Individualvereinbarung getroffen haben. 

Verwenden die Vertragsparteien vorformulierte Ver-
tragsbedingungen, so sind ihnen jedoch nach Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 Grenzen bei der Ausgestaltung 
dieser Bedingungen gesetzt: So können sie - in Über-
einstimmung mit § 448 Abs. 1 und 2 HGB in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs - von den Haftungs-
vorschriften grundsätzlich nicht durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen abweichen. Eine Ausnahme 
gilt insoweit für den in § 431 Abs. 1 und 2 vorgesehe-
nen Haftungshöchstbetrag. In Übereinstimmung mit 
dem Regierungsentwurf haben die Vertragsparteien 
hier die Möglichkeit, auch durch vorformulierte Ver

-

tragsbedingungen die Beträge zu erhöhen oder ab-
zusenken. Abweichend vom Regierungsentwurf wer-
den der Abdingbarkeit des gesetzlichen Haftungs-
höchstbetrages durch vorformulierte Vertragsbedin-
gungen jedoch Grenzen gesetzt. So darf nach Ab-
satz 2 Satz 2 Nr. 1 grundsätzlich nur ein Betrag ge-
wählt werden, der zwischen 2 Rechnungseinheiten 
und 40 Rechnungseinheiten liegt. Nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 2 kann dieser Korridor aber überschritten 
werden, wenn der Betrag, der in den vorformulierten 
Vertragsbedingungen enthalten ist, für den Vertrags-
partner des Verwenders dieser Bedingungen vorteil-
haft ist. Der Frachtführer kann also zugunsten des 
Absenders den Haftungsbetrag über die vorgegebe-
ne Grenze von 40 Rechnungseinheiten hinaus erhö-
hen, der Absender in seinen Bedingungen den Haf-
tungsbetrag zugunsten des Frachtführers auf einen 
Betrag unterhalb von 2 Rechnungseinheiten absen-
ken. 

Gleiches gilt nach Absatz 2 Satz 3 für den Betrag, auf 
den nach § 414 Abs. 1 Satz 2 die Haftung .  des Absen-
ders begrenzt ist. Auch dieser Betrag kann also nach 
der vorgeschlagenen Regelung durch vorformulierte 
Vertragsbedingungen nur innerhalb des Korridors 
von 2 bis 40 Rechnungseinheiten und darüber hinaus 
zugunsten des Vertragspartners des Verwenders der 
Bedingungen modifiziert werden. 

In Absatz 3 wird - unverände rt  im Vergleich mit dem 
Regierungsentwurf - daran festgehalten, daß die 
Haftungsvorschriften, die aufgrund der Regelung in 
§ 449 Abs. 1 und 2 zwingenden Charakter haben, 
auch dann zu berücksichtigen sind, wenn ausländi-
sches Recht kraft Rechtswahl oder objektiver An-
knüpfung Vertragsstatut ist. Unberührt bleibt hier-
von § 12 AGB-Gesetz, der eine Sonderanknüpfung 
für die Kontrolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
vorsieht. 

Zu § 451a 

Im Hinblick auf die Einführung einer Definition des 
„Verbrauchers" in § 414 Abs. 4 HGB-Entwurf genügt 
es, in Absatz 2 auf diese Definition zu verweisen. 

Die Ersetzung der Worte „Versicherung und Verpak-
kung" in Absatz 2 durch die Worte „Verpackung und 
Kennzeichnung" dient der Behebung eines off en-
sichtlichen Redaktionsversehens im Regierungsent-
wurf. Wie sich aus dem - insoweit mit § 450 g Satz 1 
Nr. 1 HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs 
übereinstimmenden - § 451 g Satz 1 Nr. 1 HGB-Ent-
wurf ergibt, ist der Frachtführer auch dann, wenn an 
dem Umzugsgeschäft ein Verbraucher beteiligt ist, 
nicht verpflichtet, für diesen eine Versicherung abzu-
schließen. Er hat den Verbraucher vielmehr lediglich 
darauf hinzuweisen, daß es sich empfehlen könnte, 
eine solche Versicherung abzuschließen. 

Die Normierung einer Kennzeichnungspflicht des 
Frachtführers erscheint geboten, weil die Kennzeich-
nung in engem Zusammenhang mit der Verpackung 
des Gutes steht und daher ebenfalls vom Frachtfüh-
rer vorgenommen werden sollte. 

Die Pflichtenzuweisung steht unter dem Vorbehalt 
abweichender Vereinbarung. Einer ausdrücklichen 
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Erwähnung dieses Vorbehalts bedarf es jedoch nicht. 
Denn dies ergibt sich schon aus der allgemeinen 
Gesetzessystematik, insbesondere § 451 h HGB-Ent-
wurf. 

Zu § 451b 

Abweichend vom Regierungsentwurf erscheint es 
nicht geboten, den Absender, der nicht Verbraucher 
ist, im Umzugsverkehr zu verpflichten, auf Verlangen 
des Frachtführers einen Frachtbrief auszustellen. Es 
sollte dem Absender freigestellt bleiben zu entschei-
den, ob er ein solches Dokument ausstellt. Aus die-
sem Grunde wird in Absatz 1 von dem in § 450 b 
Abs. 1 HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs 
einschränkenden Erfordernis, daß der Absender Ver-
braucher sein muß, abgesehen. 

Im Hinblick auf die Einführung einer Definition des 
„Verbrauchers" in § 414 Abs. 4 HGB-Entwurf genügt 
es, in Absatz 2 und 3 auf diese Definition zu verwei-
sen. 

Zu § 451c 

Die in § 450 c HGB in der Fassung des Regierungs-
entwurfs enthaltene Regelung, wonach der Absen-
der, der Verbraucher ist, nur bei Verletzung der Infor-
mationspflicht des Frachtführers verschuldensabhän-
gig haftet, muß gestrichen werden, weil nach dem 
vorgeschlagenen § 414 Abs. 3 HGB-Entwurf der Ver-
braucher generell verschuldensabhängig haftet. 

Modifiziert werden muß jedoch für die Zwecke des 
Umzugsrechts die Regelung in § 414 Abs. 1 Satz 2 
HGB-Entwurf. Der darin festgelegte Haftungshöchst-
betrag von 8,33 Rechnungseinheiten für jedes Kilo-
gramm des Rohgewichts der Sendung kann nicht 
verwendet werden, weil im Umzugsverkehr das Um-
zugsgut nicht gewogen wird. Ebenso wie in § 451 e 
HGB-Entwurf muß daher auch für die Bestimmung 
des für den Absender geltenden Haftungshöchstbe-
trages auf Kubikmeter Laderaum abgestellt werden. 
Der Betrag von 1 200 DM je Kubikmeter Laderaum, 
der zur Erfüllung des Vertrages benötigt wird, ent-
spricht dem in § 451 e HGB-Entwurf genannten, für 
den Frachtführer geltenden Haftungshöchstbetrag. 

Zu § 451e 

Der im Regierungsentwurf enthaltene Betrag von 800 
DM je Kubikmeter Laderaum ist angesichts des 
wachsenden Werts von Umzugsgut nicht mehr ange-
messen. Der Betrag soll daher nach der Empfehlung 
des Rechtsausschusses um 50 % erhöht werden. 

Zu § 451f 

Die für die Anzeige von äußerlich nicht erkennbaren 
Schäden vorgesehene Frist soll nach Nummer 2 
14 und nicht, wie nach § 450f Nr. 2 HGB in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs, 10 Tage betragen. Die 
Zehntagefrist beeinträchtigt nach Auffassung des 
Rechtsausschusses die berechtigten Interessen des 
Absenders in unangemesser Weise. 

Zu § 451g 

Im Hinblick auf die Einführung einer Definition des 
„Verbrauchers" in § 414 Abs. 4 HGB-Entwurf genügt 
es, im Einleitungssatz auf diese Definition zu verwei-
sen. Im übrigen muß infolge der durch die Einfügung 
der Gerichtsstandsregelung (§ 440 HGB-Entwurf) 
notwendig gewordenen Neunumerierung der fracht-
rechtlichen Vorschriften in Satz 1 Nr. 1 und 2 die Ver-
weisung angepaßt werden. 

Zu § 451h 

Absatz 1 läßt die im Regierungsentwurf enthaltene 
Regelung (§ 450h Abs. 1 HGB-Entwurf) weitgehend 
unverändert . Neu sind jedoch die Worte „und des 
Absenders". Durch die Einfügung dieser Worte soll 
berücksichtigt werden, daß nicht nur zugunsten des 
Frachtführers, sondern auch zugunsten des Absen-
ders ein Haftungshöchstbetrag eingeführt wird. Im 
Interesse eines wirksamen Verbraucherschutzes muß 
daher - ebenso wie in § 449 Abs. 1 HGB-Entwurf - 
sichergestellt werden, daß die Regelungen über die 
verschuldensabhängige Haftung des Verbrauchers 
und über die Haftungsbegrenzung (§§ 414, 451 c 
HGB-Entwurf) nicht zu seinem Nachteil modifiziert 
werden. Im übrigen wird im Hinblick auf die Einfüh-
rung einer Definition des „Verbrauchers" in § 414 
Abs. 4 HGB-Entwurf auf diese Definition verwiesen. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt in Übereinstimmung mit 
§ 450 h Abs. 2 HGB in der Fassung des Regierungs-
entwurfs, daß in den Fällen, in denen kein Verbrau-
cher an dem Umzugsvertrag beteiligt ist, durch Indi-
vidualvereinbarung von den Haftungsvorschriften 
des Gesetzes beliebig abgewichen werden kann. 
Diese Vertragsfreiheit wird jedoch nach Absatz 2 
Satz 2 - in Übereinstimmung mit dem Regierungsent-
wurf - wieder eingeschränkt, wenn vorformulierte 
Vertragsbedingungen verwendet werden. So kann 
durch diese Bedingungen - ebenso wie nach allge-
meinem Frachtrecht - von den Haftungsvorschriften 
grundsätzlich nicht abgewichen werden. Die Haf-
tungshöchstbeträge sind dagegen nach Absatz 2 Satz 
2 in vollem Umfange dispositiv. Anders als nach all-
gemeinem Frachtrecht (§ 449 Abs. 2 Satz 2 HGB-Ent-
wurf) wird also für die Zwecke des Umzugsrechts 
nicht die „Korridorlösung" gewählt. Es bleibt inso-
weit bei dem Konzept des Regierungsentwurfs, wo-
nach die Haftungsbeträge der vollen Disposition der 
Parteien unterworfen sind. 

Nach Absatz 2 Satz 3 gelten die Regelungen über die 
Modifizierbarkeit des Haftungshöchstbetrages durch 
vorformulierte Vertragsbedingungen auch, soweit es 
um den in § 414 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 451 c HGB-Entwurf normierten Haftungshöchst-
betrag für Ansprüche gegen den Absender geht. Es 
erscheint geboten, insoweit die Absenderhaftung in 
gleicher Weise auszugestalten wie die Frachtführer-
haftung. 

Die in Absatz 2 Satz 4 enthaltene Regelung ent-
spricht § 450 h Abs. 2 in Verbindung mit § 448 Abs. 2 
Satz 2 HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs. 
Die Formulierung geht auf eine Anregung des Bun

-

desrates zu der zuletzt genannten Vorschrift zurück. 
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Da angesichts der unterschiedlichen Regelungsin-
halte in den §§ 451 h und 449 HGB-Entwurf nicht 
mehr auf die zuletzt genannte Vorschrift verwiesen 
werden kann, bedarf es einer Wiederholung der in 
§ 449 Abs. 3 HGB-Entwurf enthaltenen Regelung für 
die Zwecke des Umzugsrechts. In der Sache bleibt 
der Regierungsentwurf unverände rt . 

Zu § 452 

Da der Luftverkehr nach § 407 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
HGB-Entwurf in die allgemeinen frachtrechtlichen 
Vorschriften einbezogen ist, bedarf es keiner Rege-
lung mehr, die die Vorschriften des Dritten Unterab-
schnitts auch auf die Beförderung mit Luftfahrzeugen 
anwendbar erklärt. In Satz 2 können daher die Worte 
„oder mit Luftfahrzeugen" entfallen. 

Zu § 452 c 

Aufgrund der durch die Einfügung der Gerichts-
standsregelung (§ 440 HGB-Entwurf) notwendig ge-
wordenen Neunumerierung der frachtrechtlichen 
Vorschriften muß in Satz 2 die Verweisung angepaßt 
werden. 

Zu § 452d 

Aufgrund der durch die Einfügung der Gerichts-
standsregelung (§ 440 HGB-Entwurf) notwendig ge-
wordenen Neunumerierung der frachtrechtlichen 
Vorschriften muß in Absatz 1 und 2 die Verweisung 
angepaßt werden. 

Zu § 453 

Entgegen dem geltenden Recht (§ 407 Abs. 1 HGB) 
und § 452 Abs. 1 HGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs erscheint es nicht sachgerecht, als 
notwendiges Merkmal des Speditionsvertrages das 
Handeln des Spediteurs „für Rechnung des Versen-
ders" gesetzlich zu normieren. Denn wie sich am Bei-
spiel des Fixkostenspediteurs (§ 459 HGB-Entwurf) 
zeigt, handelt der Spediteur keineswegs immer auf 
fremde Rechnung. Es ist vielmehr auch möglich, daß 
der Spediteur mit dem Versender einen Festpreis für 
Beförderungsleistungen vereinbart und in den Fäl-
len, in denen ihm selbst geringere Kosten erwachsen, 
den Differenzbetrag einbehält. 

Aus diesem Grunde wird in Absatz 1 auf die Verwen-
dung der Worte „für Rechnung des Versenders" ver-
zichtet. Unter einem Speditionsvertrag wird damit 
ein Vertrag verstanden, durch den sich der Spediteur 
verpflichtet, die Versendung des Gutes entweder für 
Rechnung des Versenders oder aber für eigene Rech-
nung zu besorgen. 

Zu § 455 

Die in Absatz 2 Satz 1 vorgeschlagenen Änderungen 
entsprechen denen zu § 414 Abs. 1 Satz 1 HGB-Ent-
wurf. Auf die Ausführungen hierzu wird daher ver-
wiesen. 

Durch die Verweisungen auf § 414 Abs. 1 Satz 2 in 
Absatz 2 Satz 2 soll sichergestellt werden, daß die 
Ansprüche gegen den Versender in gleicher Weise 

einer Haftungsbeschränkung unterworfen sind wie 
diejenigen gegen den Absender. Auch der Versender 
haftet also für Schäden wegen der Verletzung von 
Verpackungs-, Kennzeichnungs- und Informations-
pflichten grundsätzlich nur bis zu einem Betrag von 
8,33 Rechnungseinheiten für jedes Kilogramm des 
Rohgewichts der Sendung. 

Absatz 3 entspricht § 414 Abs. 3 HGB-Entwurf. Auf 
die Ausführungen hierzu wird verwiesen. 

Zu § 457 

Abweichend vom Regierungsentwurf erscheint es 
nicht erforderlich, den Anspruch des Spediteurs auf 
Aufwendungsersatz und die Verpflichtung des Spe-
diteurs zur Rechnungslegung, Auskunftserteilung 
und Herausgabe des Erlangten ausdrücklich zu re-
geln. Denn dies ergibt sich bereits aus dem subsidiär 
anwendbaren Auftragsrecht (§§ 670, 666, 667 BGB). 
Aus diesem Grunde empfiehlt der Rechtsausschuß, 
§ 456 Abs. 1 bis 3 HGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs ersatzlos zu streichen. 

Beibehalten werden soll allein die bisherige Rege-
lung in § 456 Abs. 4 HGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs. Angesichts der vorgeschlagenen 
Änderung des § 452 Abs. 1 HGB in der Fassung des 
Regierungsentwurfs erscheint es jedoch im Interesse 
der Klarstellung geboten zu bestimmen, daß die hier 
in Frage stehende Regelung nur gilt, wenn der Spe-
diteur für Rechnung des Versenders tätig wird. Denn 
andernfalls besteht keine Veranlassung, Forderun-
gen des Spediteurs aus einem von ihm geschlossenen 
Vertrag an den Versender abzutreten. Aus diesem 
Grunde werden in den neugefaßten § 457 Satz 1 
HGB-Entwurf die Worte „für Rechnung des Versen-
ders" eingefügt. 

Zu § 461 

Infolge der durch die Einfügung der Gerichtsstands-
regelung (§ 440 HGB-Entwurf) notwendig geworde-
nen Neunumerierung der fracht- und speditions-
rechtlichen Vorschriften muß in Absatz 2 Satz 1 die 
Verweisung angepaßt werden. 

Zu § 464 

Die in Satz 1 vorgeschlagenen Änderungen des § 463 
Satz 1 HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs 
entsprechen denen zu § 441 HGB-Entwurf. Auf die 
Ausführungen zu der zuletzt genannten Vorschrift 
wird verwiesen. Im übrigen wird in Satz 2 infolge der 
durch die Einfügung der Gerichtsstandsregelung 
(§ 440 HGB-Entwurf) notwendig gewordenen Neu-
numerierung der fracht- und speditionsrechtlichen 
Vorschriften die Verweisung angepaßt. 

Zu § 465 

Infolge der durch die Einfügung der Gerichtsstands-
regelung (§ 440 HGB-Entwurf) notwendig geworde-
nen Neunumerierung der fracht- und speditions-
rechtlichen Vorschriften muß in Absatz 1 die Verwei-
sung angepaßt werden. 
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Zu § 466 

Die vorgeschlagenen Änderungen entsprechen de-
nen der frachtrechtlichen Regelung in § 449 HGB-
Entwurf. Auf die Ausführungen zu der zuletzt ge-
nannten Vorschrift wird daher verwiesen. 

Im übrigen werden infolge der durch die Einfügung 
der Gerichtsstandsregelung (§ 440 HGB-Entwurf) 
notwendig gewordenen Neunumerierung der fracht-  
und speditionsrechtlichen Vorschriften in Absatz 1 
und 3 die Verweisungen angepaßt. 

Zu § 468 

Im Hinblick auf die Einführung einer Definition des 
„Verbrauchers" in § 414 Abs. 4 HGB-Entwurf genügt 
es, in Absatz 2 auf diese Definition zu verweisen. 

Absatz 3 wird in Anlehnung an die korrespondieren-
den fracht- und speditionsrechtlichen Regelungen 
(§ 414 Abs. 1, § 455 Abs. 2 HGB-Entwurf) geändert. 
Auf die Bemerkungen zu diesen Vorschriften wird 
daher verwiesen. 

Ebensowenig wie im Umzugsrecht (vgl. § 450 c HGB 
in der Fassung des Regierungsentwurfs) kann im La

-gerrecht die Regelung, wonach der Einlagerer, der 
Verbraucher ist, nur bei Verletzung der Informations-
pflicht des Lagerhalters verschuldensabhängig haf-
tet, beibehalten werden. Da nach dem vorgeschla-
genen § 414 Abs. 3 HGB-Entwurf der Verbraucher 
generell verschuldensabhängig haftet, muß entspre-
chendes auch im Lagerrecht gelten. Dem trägt die 
vorgeschlagene Änderung zu Absatz 4 Rechnung. 

Zu § 472 

Im Hinblick auf die Einführung einer Definition des 
„Verbrauchers" in § 414 Abs. 4 HGB-Entwurf genügt 
es, in Absatz 1 Satz 2 auf diese Definition zu verwei-
sen. 

Zu § 475 

In Satz 1 wird infolge der durch die Einfügung der 
Gerichtsstandsregelung (§ 440 HGB-Entwurf) not-
wendig gewordenen Neunumerierung der fracht-, 
speditions- und lagerrechtlichen Vorschriften die 
Verweisung angepaßt. Darüber hinaus wird aus rein 
redaktionellen Gründen die Regelung in § 474 Satz 2 
HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs in 
Satz 1 integriert . 

Satz 2 verweist - nach dem Vorbild von § 461 Abs. 1 
Satz 2 HGB-Entwurf - auf die Haftungsvorschriften 
im Frachtrecht. Der Lagerhalter wird damit haftungs-
rechtlich dem Frachtführer und dem Spediteur, der 
Gut in seine Obhut nimmt, gleichgestellt. Es er-
scheint - abweichend vom Regierungsentwurf - nicht 
sachgerecht - die Haftung des Lagerhalters grund-
sätzlich anders auszugestalten als die des Frachtfüh-
rers und Spediteurs. Die haftungsrechtliche Gleich-
stellung des Lagerhalters mit diesen Personen dient 
der Vermeidung von Wertungswidersprüchen und 
der Rechtssicherheit. Denn in vielen Fällen umfaßt 
die Tätigkeit des Lagerhalters auch Tätigkeiten des 
Spediteurs oder des Frachtführers. 

Abweichend von § 461 Abs. 1 Satz 2 HGB-Entwurf 
wird in die Verweisungskette in Satz 2 auch § 433 
aufgenommen. Denn der Lagerhalter schuldet, an-
ders als der Spediteur, nicht Organisationstätigkeit. 
Es erscheint daher sachgerecht, ihn hinsichtlich der 
Haftung für Vermögensschäden, die nicht durch den 
Verlust oder die Beschädigung des eingelagerten 
Gutes entstanden sind, haftungsrechtlich dem 
Frachtführer gleichzustellen. Wie dieser soll der 
Lagerhalter daher für Schäden wegen der Verletzung 
einer mit der Ausführung der Einlagerung des Gutes 
zusammenhängenden vertraglichen Pflicht be-
schränkt haften. 

Zu § 475 b 

Die in Absatz 1 vorgeschlagenen Änderungen des 
§ 475 a HGB in der Fassung des Regierungsentwurfs 
entsprechen denen zu § 441 HGB-Entwurf. Auf die 
Ausführungen zu der zuletzt genannten Vorschrift 
wird daher verwiesen. 

Zu § 475 h 

Angesichts dessen, daß der Lagerhalter nach § 475 
HGB-Entwurf dem Frachtführer und Spediteur haf-
tungsrechtlich gleichgestellt werden soll, erscheint 
es geboten, in Anlehnung an das Fracht- und Spedi-
tionsrecht (§§ 449, 466 HGB-Entwurf) auch im Lager-
recht eine Vorschrift darüber aufzunehmen, wie von 
den Haftungsvorschriften abgewichen werden kann. 
Nach der Empfehlung des Rechtsausschusses soll die 
Gestaltungsfreiheit der Vertragsparteien eines Lager-
vertrages in gleicher Weise beschränkt werden wie 
im Fracht- und Speditionsrecht. 

Entsprechend § 449 Abs. 1 und § 466 Abs. 1 HGB

-

Entwurf bestimmt daher Absatz 1 Satz 1, daß in den 
Fällen, in denen der Einlagerer ein Verbraucher ist, 
nicht zum Nachteil des Verbrauchers von den lager-
rechtlichen Vorschriften abgewichen werden kann. 

Diese Regelung kann jedoch zu Schwierigkeiten in 
Fällen führen, in denen Umzugsgut Gegenstand ei-
nes Lagervertrages ist. Denn abweichend vom allge-
meinen Frachtrecht berechnet sich der Haftungs-
höchstbetrag im Umzugsrecht nicht nach dem Ge-
wicht des Umzugsgutes, sondern nach Kubikmetern 
Laderaum (vgl. § 451 e HGB-Entwurf). Zur Vermei-
dung der Unsicherheit darüber, ob der nach Umzugs-
recht maßgebliche Haftungshöchstbetrag auch im 
Lagerrecht herangezogen werden kann, bestimmt 
Absatz 1 Satz 2 im Rahmen einer gesetzlichen Fik-
tion, daß der Lagerhalter, der mit dem Einlagerer 
einen Haftungshöchstbetrag vereinbart, der sich 
nach Kubikmetern Laderaum berechnet, den Anf or-
derungen von Satz 1 genügt, wenn ein Haftungs-
höchstbetrag von 1200 DM je Kubikmeter Lade-
raum, der zur Erfüllung des Vertrages benötigt wird, 
vereinbart wird. Der genannte Betrag entspricht dem 
im Umzugsrecht vorgeschriebenen, zu Lasten des 
Verbrauchers nicht modifizierbaren Haftungshöchst-
betrag (§§ 451 e, 451 h Abs. 1 HGB-Entwurf). 

Die Regelungen in Absatz 2 und 3 entsprechen 
denen in § 449 Abs. 2 und 3 HGB-Entwurf. Auf die 
Ausführungen zu der zuletzt genannten Vorschrift 
wird daher verwiesen. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Binnenschiffahrts-
gesetzes) 

Die in Nummer 3 des Regierungsentwurfs vorgese-
hene Folgeänderung des § 116 Abs. 1 BinSchG ist 
entbehrlich, da infolge der Neunumerierung der 
frachtrechtlichen Vorschriften § 442 HGB-Entwurf in 
der Fassung des Regierungsentwurfs durch § 443 
HGB-Entwurf ersetzt wird, also zu der derzeit gelten-
den Numerierung im Handelsgesetzbuch zurückge-
kehrt wird. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Eisenbahn-Verkehrs-
ordnung) 

Der Rechtsausschuß empfiehlt, an dem in Nummer 4 
Buchstabe b des Regierungsentwurfs vorgeschlage-
nen Konzept festzuhalten, wonach der Absender von 
Reisegepäck nur für Verschulden haften soll. Auf-
grund der Änderung der §§ 414 und 450 c HGB in 
der Fassung des Regierungsentwurfs muß jedoch die 
Verweisung auf die genannten Vorschriften geändert 
werden. Die verschuldensabhängige Haftung ergibt 
sich nunmehr aus der Verweisung auf § 414 Abs. 3 
HGB. 

Unbeachtlich ist, ob es sich bei dem Absender von 
Reisegepäck um einen Verbraucher im Sinne von § 
414 Abs. 4 HGB-Entwurf handelt. Daher wird von ei-
ner Verweisung auf § 414 Abs. 4 abgesehen. 

Neu im Vergleich zum Regierungsentwurf ist die Ein-
führung einer Haftungshöchstgrenze zugunsten des 
Absenders. Es erscheint geboten, das in § 414 Abs. 1 
Satz 2 HGB-Entwurf aufgenommene Konzept, wo-
nach auch der Absender einer summenmäßigen Haf-
tungsbeschränkung unterworfen sein soll, auch bei 
der Regelung des Reisegepäckbeförderungsrechts zu 
beachten. Da im Reisegepäckbeförderungsrecht die 
in § 431 HGB-Entwurf vorgeschlagene Haftungs-
höchstgrenze von 8,33 Rechnungseinheiten für jedes 
Kilogramm des Rohgewichts der Sendung nicht gilt, 
sondern nach § 31 Abs. 1 Satz 1 EVO-Entwurf andere 
Beträge anzusetzen sind, bestimmt auch Satz 2 in 
Anlehnung an § 31 Abs. 1 Satz 1 EVO-Entwurf einen 
abweichenden, für den Absender geltenden Haf-
tungshöchstbetrag. Dieser beläuft sich entsprechend 
§ 31 Abs. 1 Satz 1 EVO-Entwurf auf 2 500 Deutsche 
Mark je Gepäckstück. Der in § 31 Abs. 1 Satz 1 EVO-
Entwurf genannte Betrag von 40 000 Deutsche Mark 
je Fahrzeug wird nicht übernommen. Denn dieser 
Betrag erscheint, wenn man ihn mit dem nach § 414 
Abs. 1 Satz 2 HGB-Entwurf anzusetzenden Betrag 
vergleicht, zu hoch. Der beabsichtigte Verbraucher-
schutz würde in Frage gestellt, wenn der Betrag von 
40 000 Deutsche Mark übernommen würde. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Luftverkehrsgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 33 Abs. 1 Satz 2) 

Da für die Haftung aus dem Frachtvertrag die Vor-
schriften des Handelsgesetzbuchs gelten sollen und 
dies ausdrücklich in § 407 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 HGB

-

Entwurf bestimmt werden soll, muß die Vorrangrege

-

lung zugunsten der frachtrechtlichen Vorschriften im 
Luftverkehrsgesetz entfallen. Einer Verweisung auf 
die frachtrechtlichen Vorschriften des Handelsge-
setzbuchs bedarf es nicht: § 434 HGB-Entwurf be-
stimmt ausdrücklich, daß die im Handelsgesetzbuch 
und im Frachtvertrag vorgesehenen Haftungsbefrei-
ungen und -begrenzungen auch für einen außerver-
traglichen Anspruch des Absenders oder des Emp-
fängers gelten. § 33 Abs. 1 Satz 2 LuftVG in der Fas-
sung des Entwurfs erfaßt daher nur noch die Fälle, 
die im Luftverkehrsgesetz Sonderregeln unterworfen 
sind. Hierzu zählen die Fälle, in denen sowohl dem 
Fluggast selbst als auch an den Sachen, die dieser an 
sich trägt, sowie am Reisegepäck Schäden entstehen. 
Dies soll durch die Formulierung „Haftung aus dem 
Beförderungsvertrag gegenüber einem Fluggast" 
klargestellt werden. 

Zu Nummer 2 und 3 (§ 44 Abs. 2, § 46) 

Die Einbeziehung des Luftverkehrs in den Anwen-
dungsbereich des im Handelsgesetzbuch geregelten 
allgemeinen Frachtrechts macht es erforderlich, Re-
gelungen im Luftverkehrsgesetz über die Haftung 
aus dem Güterbeförderungsvertrag aufzuheben. Das 
Luftverkehrsgesetz bleibt unverände rt , soweit es die 
Haftung des Luftfrachtführers für Fluggäste, für 
Schäden an vom Fluggast mitgeführten Sachen so-
wie für Schäden am Reisegepäck regelt. 

Zu Nummer 4 (§ 52) 

Briefbeförderungen stellen einen Sonderfall der 
Güterbeförderungen dar, die im Handelsgesetzbuch 
geregelt werden. Die im Luftverkehrsgesetz enthal-
tene Regelung über Briefbeförderungen muß daher 
aufgehoben werden. 

Zu Artikel 7 (Änderung der Verordnung über Order-
lagerscheine) 

Das Transportrechtsreformgesetz soll, wie sich aus 
dem vorgeschlagenen Artikel 12 Abs. 2 ergibt, am 
1. Juli 1998 in Kraft treten. In den vorgeschlagenen 
§ 45 Abs. 1 der Verordnung über Orderlagerscheine 
ist daher - entsprechend dem Vorschlag des Regie-
rungsentwurfs, den Tag des Inkrafttretens des Trans-
portrechtsreformgesetzes einzusetzen - der 1. Juli 
1998 einzufügen. 

Zu Artikel 10 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang) 

Die Änderung der Verweisung beruht auf der Neu-
numerierung der Artikel 6 ff. des Regierungsentwurfs. 

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten) 

Aufgrund der vorgeschlagenen Streichung von § 426 
Satz 2 HGB-Entwurf bedarf es der im Regierungsent-
wurf in Artikel 11 Abs. 1 vorgesehenen Übergangs-
regelung nicht mehr. Diese muß daher entfallen. 
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Da sichergestellt werden muß, daß das Gesetz zum 
Zeitpunkt der Freigabe der Kabotage im Straßen-
güterverkehr in Kraft tritt, sieht Absatz 2 als Inkraft-

tretenszeitpunkt den 1. Juli 1998 vor. Als Folgeände-
rung wird in Absatz 1 als Zeitpunkt, in dem Artikel 8 
in Kraft tritt, der 1. Januar 2000 benannt. 

Bonn, den 4. März 1998 

Dr. Wolfgang Götzer 

Berichterstatter 

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 

Berichterstatter 

Dr. Eckhart  Pick 

Berichterstatter 



 


